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Ueberflüſſige Geheimtuerei droht wieder einmal großen
Schaden anzuſtiften. Man erfährt aus der Preſſe, daß im
Reichstag ſeit Freitag große Aufregung herrſcht. Man er-
fährt, daß ſich in der Haushaltskommiſſion ſenſationelle
Dinge abgeſpielt haben. Die Sitzungen der Vollverſamm-
lung und des Verfaſſungsausſchuſſes werden immer wieder
verſchoben, der Reichskanzler wird in den Haushaltsausſchuß

Der Kaiſer bricht ſeine Wiener
Reiſe plötzlich ab und eilt nach Berlin, um die Vorträge des
Reichskanzlers und der beiden erſten Heerführer entgegen-
zunehmen. Jnzwiſchen fängt die Senſationspreſſe zu plau-
dern an, die Alldeutſchen raufen ſich öffentlich die Haare und
verſichern, alles ſei verloren und alles liege in Scherben.
Das deutſche Volk, das an dieſen Dingen doch auch einiger-
maßen intereſſiert iſt, ſteht in reſpektvoller Entfernung
draußen, außerhalb dieſer Vorgänge, und fragt erſtaunt
und aufgeregt, was denn da eigentlich los ſei.

Es wäre gar kein Wunder, wenn mangels jeder aus-
reichenden Aufklärung

die wildeſten Gerüchte
um ſich griffen. Da mag denn rechtzeitig geſagt werden, daß

das alles Unſinn iſt. Jn den vertraulichen Verhandlungen des
Haushaltsausſchuſſes iſt kein welterſchütterndes Geheimnis
aufgedeckt worden, das dem deutſchen Volke verhüllt bleibt.

Was ſich dort vollzogen hat, iſt, in kurzen Worten geſagt,
ungefähr dies: Erzberger ſein Name iſt in der Preſſe
ſchon genannt worden hat ſich im Ausſchuß in ungefähr
ähnlicher Weiſe über die Kriegslage, die Kriegsausſichten,
die Kriegsziele ausgeſprochen, wie das die Sozialdemokraten
ſchon unzählige Male getan haben. Wenn ein einzelner
Mann ſeine Meinung ändert, ſo iſt das an ſich noch keine
Sache, über die die Welt außer Rand und Band geraten müßte.
Die Rede Erzbergers war aber darum ſo bedeutungsvoll, veil
ſie ſymptomatiſch war für die

Geſinnung des ganzen Neichstags,
einige wenige Unbelehrbare ausgeſchloſſen. Erzberger er-
laubte ſich, den Herren ins Geſicht zu ſagen, was nicht nur
er, ſondern was ſie ſelber denken und was ſie bisher in
dem innerſten Schrein ihres Buſens zu verſchließen, für
nationale Pflicht gehalten hatten.

Es handelt ſich dabei um das grundlegende Problem der
Kriegführung. Und es handelt ſich im Grunde genommen
um den alten Streit, den die Sozialdemokratie darüber ſeit
Kriegsbeginn mit den andern Parteien geführt hat. Die
militäriſche Kriegführung wünſcht ſich eine Unterſtützung
durch eine Politik, die eine möglichſt grimmige Maske auf-
ſetzt, von Kraftgefühl zu überſchäumen ſcheint und jedes ſo
genannte „Zeichen von Schwäche“ ängſtlich vermeidet., Alle
Parlamente, das deutſche wie das franzöſiſche, das engliſche
wie das italieniſche haben bisher in ihrer überwältigenden
Mehrheit eine ſolche Kriegspolitik der unerſchütterlichen Sie-
geszuverſicht getrieben. Eine ſolche Politik hat ihre Be-
rechtigung, wenn ſie den zu erkämpfenden Sieg in der er-
folgreichen Verteidigung des eigenen Landes erblickt, und in
dieſem Sinn iſt auch die Siegeszuverſicht des deutſchen
Reichstags vollkommen unerſchüttert.

Etwas ganz andres aber iſt es, wenn die parlamenta-
riſche Siegeszuverſicht ſich ſelbſt und dem Volf immer wie
der einen nahe bevorſtehenden vollſtändigen

Endſieg vortäuſcht,
der die Befriedigung uferloſer Eroberungswünſche ermög-
lichen ſoll. Dieſe Art von Siegeszuverſicht, Marke All-
deutſch, ſtiſter keinen Nutzen, ſondern richtet wnermeß-
lichen Schaden an, weil den Stimmungen, die ſie durch
eine künſtliche Mache aufpeitſcht, immer neue und immer
ſchwerere -Enttän-ſchungen folgen müſſen und weil
ſie den Krieg, ſtatt ihn einem glücklichen Ende entgegenzu
führen, ins End- und Siunloſe zu verlängern droht.

Was ſich im Reichstäg am Sonnabend vollzogen hat,
das war rine Revolte der Gewiſſen wider eine Methode der
Kriegspolitik, die ſich, je länger ſie angewandt wird, als
deſto verſehlter erweiſt. Es war eine Revolte der Gewiſſen
gegen den. nationaliſtiſchen Terrvrismus. ar noch,
aber immerhin ſchon einigermaßen erkennhar, zeigen ſich
die Umriſſe einer nennen Reichstagsmehr-
heit die ſich die Schreckensherrſchaft der alldentſchen
Pyraſe nicht länger gefallen laſſen will.

Das iſt das große Ereignis,
das ſich in den letzten Tagen im Reichstagsgebäude voll-
zogen hat oder doch zu vollziehen ſchien.

Man ſpricht viel darüber, ob Hollweg, ob Helfferich, ob
Staatsſekretär Zimmermann, ob der Marinechef Capelle
bleiben können. Die Schwierigkeit, in der ſich der Reichs-
kanzler befindet, rührt aber weniger von dem Vorſtoß des
Abg. Erzberger her, als von dem fortgeſetzten
Drängen der Sozialdemokraten nach entſchei-
denden Entſchlüſſen. Das offiziöſe Wolffbureau hat es für
falſch erklärt, daß die ſozialdemokratiſche Fraktionsver-
tretung, die am Freitag abend beim Reichskanzler vor-
ſprach, dieſem ein „Ultimatum“ geſtellt habe, und der ſo-
zialdemokratiſche Fraktionsvorſtand hat dieſes Dementi be-
ſtätigt. Die Nachricht von dem Ultimatum war zu Zwecken
eines konſervativen Parteimanövers verbreitet worden, ſie
ſollte an einer beſtimmten Stelle in dem Sinn einer „Re-
volutionsdrohung“ ausgenutzt werden, vor der man nicht
zurückſchrecken dürfte. Dieſes Manöver iſt durch die Er-
klärung des ſozialdemokratiſchen Fraktionsvorſtandes durch-
kreuzt worden. Man wird aber aus dieſer Erklärung nicht
ſchließen dürfen, daß die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten
artige Kinder ſein wollen und daß alles wieder gut ſei.

Bis zur Stunde iſt noch nicht entſchieden,
ob Bethmann bleibt

oder ob er geht. Noch weniger weiß man von ſeinem Nach-
folger. Des Scherzes halber ſei erwähnt, daß unter den
möglichen Nachfolgern ſogar auch der Vorſitzende des Reichs
verbandes zur Bekämpfung der Sozialdemokratie, General
von Liebert, genannt wird. Die Kandidatur des Fürſten
Bülow dürfte kaum ernſter zu nehmen ſein. Der Mann,
der Jaurès den Stuhl vor die Tür fſetzte, und der von den
ruſſiſchen „Schnorrern und Verſchwörern“, den „Mandel-
ſtamm und Silberfarb“ ſprach, iſt nicht dazu berufen, Frie-
densſtrömungen in Frankreich und Rußland zu fördern und
mit dem Arbeiter und Soldatenrat zu verhandeln.

Kommt ein neuer Reichskanzler, ſo wird er von An
fang an ein weniger bequemes Leben haben als Bethmann-
Hollweg, ausgenommen den Fall, daß er ſich den Notwen-
digkeiten der neuen Zeit von vornherein anpaßt. Ein
neuer Reichskanzler würde parlamentariſch demokratiſch
regieren oder er würde nicht lange regieren.

Jndes beſteht in dieſem Augenblick immer noch die
Möglichkeit, daß Bethmann-Hollweg bleibt. Vielleicht als
Führer, vielleicht als der

Geführte einer RNeichstagsmehrheit,
die ſich zu einem feſten Willen aufrafft. Vielleicht geht dies-
mal auch noch der ganze Lärm vorbei, ohne daß ſich äußer-
lich irgend etwas ändert. Die notwendige Folge wäre
allerdings, daß die Kriſe in nicht zu ferner Zeit in noch
weniger angenehmen Formen ſich wiederholen würde.

Die Senſation.
Die politiſche Kriſe iſt nicht etwa auf Deutſch-

land beſchränkt. Sie wirkt, zerſetzt, und formt um in allen
Ländern. Den verbündeten wie den feindlichen. Ja, auch
den neutralen.

An der Schwelle des vierten Kriegsjahres hat ſich al ler
Völker eine aufs höchſte geſteigerte Nervoſität bemächtigt.
Ueberſatt des furchtbaren Mordens, das keine Entſcheidung
bringt, zermürbt durch Ueberarbeit und Entbehrungen, ſeh-
nen alle Völker leidenſchaftlich den Frieden herbei, ſuchen
ſie verzweifelt den Weg ins Freie und ianmeln unfähig,
ihn zu finden

von Kriſe zu Kriſe.
Die Kriegswirkungen ſind in allen Ländern gleich. Jn

allen Ländern trägt faſt jedes Haus Trauer. Jn allen Län-
dern wird gedarbt, entbehrt, gehungert, geklagt und ge-
weint. Jn allen Ländern möchte man endlich wiſſen, wann
und wie die Regierungen den erſtrebten und verheißenen
Frieden erreichen können. Jn Jtalien hat man eben zehn
Geheimſitzungen abgehalten und ſteht nach kurzer öffentlicher
Debatte über die Kriegspolitik an der Schwelle neuer Ge
heimſitzungen. Jn Frankreich har wan wochenlange Geheim-
ſitzungen hirter ſich und will gerade die öffentliche Erör-

Was geht vor?
terung der franzöſiſchen Kriegspolitik beginnen. Kein Mi-
niſteriumſtehtfeſt. Auch gegen Lloyd George mehren
ſich die kritiſchen Stimmen.

Was geht nun in Berlin vor? Die Sitzungen des Haupt
ausſchuſſes ſind ſo ſtreng vertraulich, daß man aus Berliner
Blättern die Verhandlungen ungefähr ſo genau verfolgen kann,
als ob man dabei geweſen wäre. Am Freitag hat der
Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger eine kräftige Rede
frei nach Scheidemannſchen Konzepten gehalten. Er hat anf
die Ernährungs- und Rohſtoffſchwierigkeiten in Deutſchland
hingewieſen, hat unter Anerkennung der Wirkſamkeit des
U-Boot- Krieges doch ſtark bezweifelt, daß dieſer in ein paar
Monaten England auf die Knie zwingen werde auch Eng
land werde ſich eben Entbehrungen auferlegen wie Deutſch
land und hat unter Hinweis auf die Stimmung des Volkes
gefordert, daß ein

erneutes ganz klares Friedensangebot
unter Verzicht auf alle Ervberungen und Entſchädigungen,
auf jeden Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege und jede wirt
ſchaftliche Vorherrſchaft, unter Anerkennung des Grundſatzes
der überſtaatlichen Organiſation der Welt und der Zwangs
ſchiedsgerichtsbarkeit von Deutſchland ausgehe. Um ihm
r zu verleihen, müſſe eine ſoſortige gründ-
liche Demokratiſierung des Reiches das Miß
trauen der Welt gegen uns zerſtreuen. Parlamentariſche
Regierungsweiſe und gleiches Wahlrecht in allen Bundes-
ſtaaten würden zugleich die Widerſtandskraft des deutſchen
Volkes gegen alle Eroberungs- und Zerſchmetterungsgelüſte
der Feinde ins unbedingt Unbeſiegliche und Unzweifel
hafte ſteigern.

Dieſe Rede enthielt ganz gewiß keinen neuen Gedanken.
Die Sozialdemokratie hat unaufhörlich dasſelbe ſeit Auguſt
1914 geſagt, oder mindeſtens ſeit den Tagen,
als die Hoffnung auf einen ganz kurzen Krieg
und ganz nahen Frieden ſchwand. Aber daß
ein Zentrumsführer ſich jetzt mit aller Schärfe zu
dieſen Gedanken bekannte, während bisher doch das Zentrum
auf dem Boden der Spahnſchen Erklärung ſtand, daß wir
beim Friedensſchluß „Bekgien politiſch, wirtſchaftlich und mi
litäriſch in der Hand behalten“ müßten, das

war allerdings eine Senſation.
Jn großer Bewegung wurde am Freitag die Ausſchußſitzung
aufgehoben und am Sonnabend in Gegenwart des Kanzlers
fortgeſetzt.

Die Rede des Reichskanzlers entſprach dem,
was er bisher ſchon früher öffentlich geſagt hat. Das
neue Friedensangebot lehnt er ab. Er iſt
überzeugt, daß es gegenwärtig gänzlich ausſichtslos iſt.
Seine Stelkung zum Frieden ſelbſt bleibt dabei offen; er
ſagt durchaus nicht, daß er den reinen Vergleichsefrieden ab-
lehnen würde, wenn er ihn bekommen könnte. Er erhebt
keinen Widerſpruch dagegen, daß ver Reichstag einen Be
ſchlußantrag annimmt, der ungefähr der Reſolution des
ſozialdemokratiſchen Parteiausſchuſſes vom März d. J. ent
ſpricht. Er macht dem Reichstag überhaupt keine Vor
ſchriften, nur die Aufgabe der Regierung hält er durch das
deutſche Friedensangebot vom Dezember 1916 einſt
weilen für erfüllt.

Ueber die innerdeutſchen Verfaſſungsfragen
ſcheint der Kanzler im Ausſchuß nicht geſprochen zu haben;
dieſe wurden wohl mehr bei den Verhandlungen erörtert,
welche im Reichskanzlerhaus der Fortſchrittler Payer, Füh-
rer der Nationalliberalen, und Vertreter der ſozialdemokra-
tiſchen Fraktion geführt haben. Hat auch hier der Kanzler
an ſeinem frühern Standpunkt feſtgehalten, ſo ſträubt er
ſich im allgemeinen gegen ſofortige Reformen im Reich und
in Preußen nicht, wenn eine Mehrheit dafür zu haben
iſt; einer Parlamentariſierung der Regierung ſcheint er ab-
lehnend gegenüber zu ſtehen. Der Vizekanzler Dr. Helffe-
rich, Kriegsminiſter von Stein und Marineſtaatsſekretär

von Capelle traten neben Bethmann dem Abg. Etrzberger
entgegen und ſuchten die Sicherheit des deutſchen Sieges
zu beweiſen.

Wie iſt nun die
Lage im gegenwärtigen Augenblick

Das große Fragezeichen iſt nicht ſowohl die Haltung der
augenblicklichen Regierung als vielmehr die des Zen-
trums und der Nativnalliberalen. Vollen ſie



e

ernſthaft die parlamentariſche Regierungsweiſe, die ſie noch
jüngſt weit von ſich gewieſen haben? Wollen ſie die Stimme die
für den Verſtändigungsfrieden erheben, nachdem ſie bis vor
wenigen Tagen teilweiſe alldeutſch aufgetrumpft haben?
Jn beiden Parteien wird darum noch gerungen. Jm
Zentrum ſcheint die Mehrheit um Erzberger, Müller
(Fulda) und Fehrenbach ernſtlich vorwärts zu kommen; es
wird von Berliner Montagsblättern ſchon gemeldet, daß die kammern uſw. gerichtet.
Fraktionsſitzung des Zentrums ſich am Sonnabend einhellig
und entſchieden hinter Erzberger geſtellt habe. Die ſchwe-

parlamentariſche Regierungsweiſe, ſie

ren Magnaten werden innerlich nicht nicht mittun, aber ſie die beſondern Arbeiterintereſſen nicht zu kurz kommen.
werden ſich äußerlich unterordnen. Das Zentrum hat immer
praktiſche Politik getrieben und niemals den Anſchluß ver-
ſäumt. Bei den Nationalliberalen iſt noch zweifel-
haft, wie viele Abgeordnete die Streſemann, Junck und
Schönaich-Carolath auf ihre Seite zu ziehen vermögen.

Der Reichstag kann heutzutage, was er ernſthaft will.
Beſteht er darauf, dann muß die ganze gegenwär-
tig e

preußiſche Regierung abtreten
und den Platz freimachen für ein parlamentariſches Kabi-
nett mit oder ohne Bethmann an der Spitze. Auch im Reiche
müßten dann ſofort mindeſtens die Männer aus der Regie-
rung ausſcheiden, die ſich am wenigſten in die Notwendig-
keit der gegenwärtigen Zeit hineingefunden haben, deren
Amtsführung am wenigſten glücklich geweſen iſt; der Ver-
weſer des Jnnern Helferich und der des Aeußern, Zimmer-

Noch morgen müßte dann die Regierung, wenn
die Reichstagsmehrheit entſchloſſen iſt, die ſofortige Einfüh-
rung des gleichen Wahlrechts in Preußen, d. h.
eine entſprechende Vorlage an den Landtag und im Falle

mann.

ſeines Verſagens an den Reichstag ankündigen.
Aber

iſt das Parlament entſchloſſen
Darüber läßt ſich heute noch nichts Beſtimmtes behaupten.
Es ſpricht eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit dafür, daß einſt-
weilen nur die rückſchrittlichſten Miniſter in
Preußen abgehalftert werden, daß etwa an Stelle des Kul-
tusminiſters Trott zu Solz der liberale Theologe Harnack
und an Stelle des Handelsminiſters Sydow der Abgeord-
nete Streſemann oder ein andrer tritt. Das wäre ein be-
ſcheidener Anfang der Klärung, die im Herbſt unweiger-
lich kommen m u ß.

Die Rieſenſchlacht im Oſten.
Mit unerhörter Kraftanſtrengung greifen die Ruſſen

in Galizien immer wieder an. Am Sonnabend meldete der
Wiener Heeresbericht darüber folgendes:

An mehreren Stellen der Karpathenfront lebte das feind-
liche Artilleriefeuer geſtern merklich auf. Jn der Gegend
von Dorna Watra, Kirlibaba und im Ludpowagebiet, dann
beiderſeits des Jablonicapaſſes erreichte es zeitweiſe größte
Heftigkeit. Unſre Artillerie erwiderte mit kräftigem Zer-
ſtörungsfener von guter Wirkung. Bei Kirlibaba räumte
der Feind ſeine Deckungen gruppenweiſe. Erkundungs-
abteilungen des Gegners, die an mehreren Stellen vorzugehen
verſuchten, wurden abgewieſen. Bei Stanislau haben die
Ruſſen nach heftigſter Artillerievorbereitung mehrere ſtarke,
aber erfolgloſe Angriffe geführt. Den Hanuptſtoß
hat hier das tapfer ausharrende ungariſche Jnfanterie-Regi-
ment Nr. 65 abgewieſen. Auch bei Hutta und Solotwina ſind
in den ſpäten Nachmittagsſtunden ruſſiſche Angriffe geſcheitert.

Jm Raume um Brzezany kam es geſtern nur zu einem
kurzen feindlichen Vorſtoß, der abgewehrt wurde. Wie er-
folgreich die Verteidigung der hier kämpfenden deutſchen und
osmaniſchen Truppen, dann der tapfer mitwirkenden Honved-
Jnfanterie-Regimenter Nr. 308, 309 und 310 in den Vortagen
war, zeigen die auf etwa 13 000 Mann geſchätzten
Feindesleichen im Vorfeld. Jn unbegründeter Ueber-
ſchätzung ihres begrenzten Zufallerfolgs vom 2. Juli hofften die
Ruſſen geſtern die Entſcheidung ſüdweſtlich von Zborow
durch einen Maſſenſtoß herbeizuführen. Unter Heran-
ziehung eines Gardekorps, weiterer neuer Kräfte und ſtarker
Kavalleriemaſſen ſetzten die Ruſſen in einer Front-
breite von 16 Kilometern etwa neun bis zehn
Diviſionen, ſtellenweiſe 15 Wellen tief, zu wiederholten
Angriffen ein.

An der heldenmütigen Haltung deutſcher Regimenter
brachen alle nach mehrſtündigem Vorbereitungsfener vom
frühen Morgen bis zum Mittag vorgetriebenen Maſſenſtürme
erfolglos und blutig zuſammen. Dem tapfern
Somborer Jnfanterie- Regiment Nr. 23 und der vortrefflich
mitwirkenden k. u. k. Artillerie gebührt ein rühmlicher Anteil
an dem großen Erfolg des geſtrigen Tages. Mehrere Pan-
zerkraftwagen, die anzugreifen verſuchten, wurden zer-
ſchoſſen. Jn den Mittagsſtunden war die Angriffskraft des
Gegners derart gebrochen, daß er, verfolgt durch das Maſchinen
gewehrfener einer Jagdſtaffel, zurückfluten mußte. Die zur
beabſichtigten Verfolgung herangeführte feindliche Kavallerie
wurde durch Feuer zerſprengt. Die Verluſte des Fein-
des ſind außerordentlich ſchwer, unſfre halten ſich
in mäßigen Grenzen.

Ein gegen 8 Uhr nachmittags ſich ſüdweſtlich Zboerow er-
neuernder ruffiſcher Angriff hatte den gleichen Mißerfolg wie
alle frühern. Bei Batkow-Zwyzyn ſind nachmittags mehrere
gegen öſterreichiſch- ungariſche Truppen geführte Angriffe ge-
ſcheitert.

In tapferſter Gegenwehr und in erbittertem Handge-
menge haben das Gyoerer Jnfanterie- Regiment Kaiſer und
König Karl Nr. 19 und das Szombathelyer Jnfanterie-Regi-
ment Nr. 83 den Feind vollſtändig geworfen. Oeſter-
reichiſch- ungariſche und deutſche Artillerie haben auch hier vor
trefflich zuſammengewirkt und im Verein mit der Jnfanterie
dem Feinde ſchwerſte Verluſte zugefügt.

Die Wiener Meldung vom Sonntag beſagt folgendes:
Jn den Karpathen nur mäßiges feindliches Artillerie-

feuer und geringe Aufklärungstätigkeit. Bei Stanislan hat
der Feind ſeine Angriffe geſtern und heute früh mit
großer Zähigkeit wiederholt; nach einem miß-
lungenen ſchwächern Vorſtoß ſetzte er gegen 1 Uhr nachmittags
ſtarke überlegene Kräfte zum entſcheidenden Stoße
gegen unſre Stellungen beiderſeits der Straße Stanislau--
Kalusz ein. Alle Angriffe zerſchellten an der
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Alldeutſche Raſerei.

mania“.

Syſtemwechſel. Die Auslaſſungen der

„Sein oder Nichtſein, Sieg oder Untergang“.
liner Neueſten Nachrichten“,

kes verzweifeln“ ſoll.

Alldentſchen, die „Deutſche Tageszeitung“.

Reichskanzlerpoſten macht.
lädt ſich in folgendem wüſten Schimpfen:

Seit Jahr und Tag tritt Herr Erzberger, der ſeinen
Ruhm als Politiker ein paar Dummheiten der Kolonialverwal-
tung und der Tatſache verdankt, daß er eine Schuttabladeſtelle
für allerlei ſubalterne Unzufriedene etablierte, für einen an

tapfern Haltung und dem vortrefflichen Zuſammenwirken aller
Waffen unſrer Miskolczer Diviſion. Der an wenigen Stellen
in die vorderſten Gräben eingedrungene Feind wurde durch ſo-
fortigen Gegenangriff geworfen. Ein weiterer Angriff in den
Abendſtunden wurde ſchon durch unſer Artilleriefeuer nieder-
gehalten, auch blieb ein heute früh ohne Vorbereitungsfeuer
unternommener Vorſtoß ergebnislos. Jm Tale der Byſtrzyca
Solotwinſka nächſt Huta hat der Feind ebenfalls ſtärkere Kräfte
zum Angriff angeſetzt. Das bewährte ſchleſiſche Jnfanterie-
Regiment Kaiſer und König Franz Joſeph 1. Nr. 1 behaup-
tete hier in zähem Kampfe alle ſeine Stellungen. Jn den
Hauptangriffsräumen der Vortage haben mit Ausnahme eines
erfolgloſen feindlichen Vorſtoßes ſüdweſtlich Zborow keine
größern Kampfhandlungen ſtattgefunden.

Der ruſſiſche Heeresbericht vom 6. Juli bringt fol
gende Meldungen: Jn der Richtung von Zloczow ſtarke
Tätigkeit der beiderſeitigen Artillerien. Jn der Gegend
nordweſtlich von Retniki und Praſſizikilany kam es zu
einer Reihe kurzer, heißer Gefechte unſrer
Abteilungen mit dem Gegner. Die feindliche Artillerie be
ſchoß nachdrücklich unſre Stellungen öſtlich von Lipica Gurna
und Lipica Dolna. An der übrigen Front Gewehrfeuer.

Von der rumäniſchen Front teilt der ruſſiſche Bericht
mit: Jn der Gegend von Kilieſai entfalteten die Deutſchen
weiße Fahnen und forderten unſre Soldaten zur Verbrüde-
rung auf. Dieſe Aufforderung wurde durch Feuer unſrer
Artillerie beantwortet.

Der deutſche Abendbericht vom Sonntag teilt mit, daß
die Ruſſen bei Stanislan erneut angegriffen und
Gelände gewonnen haben.
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Fliegerangriffe auf deutſche Städte.
Jn der Nacht zum 7. Juni überflogen, ſo wird amltich mit

geteilt, feindliche Flieger das Feſtungsgebiet von Köln. Bomben
wurden nicht abgeworfen. Einer Tätigkeit der Abwehrgeſchütze
bedurfte es nicht. Jn den frühen Morgenſtunden haben einige
feindliche Luftfahrzenge dem rheiniſch- weſtfäliſchen
Jnduſtriegebiet einen Beſuch abgeſtattet. Es wurden im
ganzen acht Bomben abgeworfen, die einen Sachſchaden von etwa
2000 Mark anrichteten. Menſchen wurden nicht voerletzt, Jn-
duſtriebetriebe ſind nicht getroffen worden. Auch Ludwigs-
hafen und Umgebung wurden von Fliegern angegriffen. Der
Sachſchaden war ſehr gering. Menſchen wurden nicht verlett.
Auf dem Hin- und Rückflug berührten die feindlichen Flieger
Karlsruhe, wurden aber durch Sperrfeuer verjagt. Schließ-
lich wurden auch auf Trier und Umgebung zahlreiche Bomben
wahllos abgeworfen. Die meiſten fielen ergebnislos in freies
Gelände, andre richteten an Gebänden einigen Schaden an.
Militäriſcher Schaden entſtand nicht. Getötet wurde ein Kind,
verletzt ein Mann. Ein franzöſiſches Flugzeug wurde bei Sagar-
burg (Rheinland) durch Abwehrfeuer zur Landung gezwungen.
Die zwei Jnſaſſen ſind gefangen.

Eine weitere am Sonntag her ausgegebene amtliche deutſche
Meldung enthält folgende Angaben:

Feindliche Flieger haben in der Nacht vom 6. zum 7. Juli
zahlreiche Angriffe auf das deutſche Heimatsgebiet unternommen.
Der Erfolg der mit ſtarkem Kräfteeinſatz gemachten Angriffe war,
um dies vorwegzunehmen, gleich Null. Es wurde weder irgend
ein Betrieb der Rüſtungsinduſtrie, noch irgendeine ſonſtige mili-
täriſche Anlage getroffen. Soweit man nach den abgeworfenen
Bomben und dem Fliegergeräuſch urteilen konnte, galten die An
griffe den Mannheimer und Ludwigshafener
Fahrikanlagen und dem Saargebiet. Vei Mann-
heim, Ludwigshafen und im Saargebiet lagen ſämtliche Bomben
in weitem Umkreis um die vermutlichen Ziele zerſtreut. Ein

Die Liberalen legen naturgemäß das Hauptgewicht auf
wollen die

Staatsverwaltunng endlich ſelbſt in die Hand nehmen. Das
überwiegende innerpolitiſche Jntereſſe der Sozialdemokra-
tie als der politiſchen Vertretung der breiten Maſſen iſt auf
das gleiche Wahlrecht in Preußen und auf die dringenden
Sozialreformen, Aufhebung des Paragraphen 153, Arbeits

Die Fraktion wird darüber zu
wachen haben, daß es in Deutſchland vorwärts geht, daß
aber zugleich im Rahmen der freiheitlichen Entwicklung auch

Befriedigt von den Erklärungen des Kanzlers zeigt
ſich in der Preſſe nur das Berliner Zentrumsblatt „Ger-

Der „Vorwärts“ und die liberalen Zeitungen
Berlins fordern kräftig volle Klarheit und gründlichen

rechtsſtehenden

Blätter dagegen kann man nur noch als Raſerei bezeichnen.
Zmweimal am Tage ſetzt die agrariſche „Deutſche Tagegszei
tung“ auseinander, es handle ſich bei dem Verzicht auf Er-
oberungen und dem Willen zu innern Fortſchritten um

Die „Ber-
das Organ der Schwer-

induſtrie, ſtellt die Frage: Sieg oder Verderben; ſie weiß
noch nicht genau, ob ſie nicht „an der Zukunft unſers Vol-

Am faſſungsloſeſten iſt das alldeutſcheſte Organ der
Sie nennt Erz-

bergers Rede einen Heroſtraten-Streich; mit anmaßendem
Gegacker habe er ein Weindei gelegt, und die Nerven des
Reichstags ſeien geriſſen wir Zwirnerſatz; die Erzbergerſche
Stinkbombe habe die Volksvertretung völlig betäubt. Das
Blatt hofft, daß er damit zum unfreiwilligen Retter des
Reiches werden könnte, indem er endlich Bethmann ent-
fernt und Raum für einen ſchneidigen General auf dem

Die ganze alldeutſche Wut ent-

nexionsloſen Frieden ein; er, dem der Krieg Rieſenein

unſern diplomatiſchen Niederlagen iſt

der Aufſichtsrat von Auguſt Thyfſen.

ſervativen wenig hinter ſich haben.

Die Enttäuſchten raſen.

Beratungen am Sonntag.
Hindenburg und Ludendorff ſind nach ihren Vorträgen

beim Kaiſer am Sonntag abend wieder von Berlin abge.
reiſt. Der Kaiſer empfing am Sonntag mittag in Berlin
im Schloſſe Bellevue den Reichskanzler erneut zum Vor.
trag, der anderthalb Stunden dauerte. Auch der bayriſche
Geſandte Graf Lerchenfeld wurde von ihm empfangen. Am
Sonntag nachmittag hat der Reichskanzler einige Abgeord
nete und am ſpäten Abend den Vorſitzenden des Haushalt
ausſchuſſes, Abgeordneten Spahn, bei ſich geſehen. Am
Abend hielt auch das preußiſche Staatsminiſterium eine
Sitzung, die erſt um 010 Uhr zu Ende war.

Jm Laufe des Sonntags trat ferner der ſogenannte
interfraktionelle Ausſchuß des Reichstags wieder zu Berg
tungen zuſammen. Die VRonſervativen hielten ſich von
dieſen Beſprechungen grundſätzlich fern, ebenſo die Haaſe
Gruppe. Die Beratungen galten der Reſolution, in der die
Forderung nach Einführung des Reichstagswahlrechts in
Preußen und auf Parlamentariſierung der Regierung er.
hoben wird. Die Beſprechungen ſind am Montag vor der
Hauptausſchußſitzung, die ſchon auf 9 Uhr anberaumt ſſt,
fortgeſetzt worden. Die heutige, um 3 Uhr beginnende Voll
verſammlung. des Reichstags wird vermutlich nur kurze
Zeit dauern, in ihr wird lediglich die Gemüſe-Jnterpellation
der Sozialdemokraten erledigt werden, ſo daß der Reiche
kanzler in dieſer Sitzung wohl kaum Gelegenheit finden
wird, zu ſprechen. Auch iſt noch nicht ſicher, ob er in der hen
tigen Sitzung des Hauptausſchuſſes anweſend ſein wird,
hingegen ſind Beſprechungen der Parteiführer mit dem
Kanzler nach der Plenarſitzung geplant.

Was der Krieg bringt.
oder zwei feindliche Flieger dehnten ihre Reiſe bis in das Ruhr-
gebiet aus. Jn der Gegend von Eſſen wurden trotz eifrigen
Suchens erſt im Laufe des Tages auf einem Felde zwei Bomben
einſchläge gefunden. Sechs andre zertrümmerten in einem
40 Kilometer von Effen entfernten Dorfe mehrere Fenſterſcheiben

Ein Teil der feindlichen Flieger ſcheint ſich verirrt zu haben,
denn zahlreiche Bomben fielen in Gegenden nieder, wo überhaupt
kein Ziel zu finden iſt, wie z. B. in den friedlichen Dörfern
Speicher, Ehrang und Oberenzel, wo ein Kind dem Angriff zum
Opfer fiel. Jn der militäriſch ganz bedeutungsloſen Stadt
Neunkirken wurden ein Mann getötet, eine Frau ſchwer und
ein Kind leicht verletzt. Jn einem Vorort Diedenhofens
tötete eine Bombe eine dreiköpfige Familie. Jn Trier wurde
der Dachſtuhl des Franziskanerkloſters durch eine Bombe in
Brand geſetzt, darüber hinaus iſt, abgeſehen von zerbrochenen
Fenſterſcheiben, auch an Privatbeſitz nirgendwo Sach- noch Per
ſonenſchaden verurſacht worden. Einer der Angreifer von Trier
wurde durch unſre Ab wehrmaßnahmen bei Saarburg an der
Saar zur Erde gezwungen. Das Flugzeug iſt zertrümmert. Die
Jnſaſſen, von denen der eine verwundet iſt, ſind feſtgenommen.
Aus welchem Grunde die offene und militäriſch völlig bedeutungs
loſe Stadt Trier wiederum beworfen wurde, iſt unverſtändlich.

Der amtliche franzöſiſche Bericht über die Flieger-
angriffe auf deutſche Städte bringt folgende Meldungen: Jn der
Nacht vom 6. Juli führte unſer Bombendienſt eine Reihe von
Luftunternehmungen unter beſonders glänzenden Umſtänden
aus. 84 Fleugzeuge, deren Beſatzungen an Ausdaner und Göſe-
ſchicklichdeit wetteiferten, ſtieg im Laufe dieſer Unterneh-
mungen auf. Einige dieſer Streifen hatten weit vorwärts inner-
halb des feindlichen Gebiets gelegene Städte zum Ziele als Ver
geltungsmaßregel für die Bombenabwürfe der Deutſchen auf
unſre offenen Städte. Hier die Einzelheiten. Um Mit ernacht
von 12 Uhr 15 Minuten bis 1 Uhr 10 Minuten überflogen elf
unſrer Luftfahrzeuge Trier, auf welches ſie 2650 Kilogramm
Bomben niederregnen ließen. Es wurden ſieben Fenuers-
brünſte in der Stadt beobachtet, eine darunter von großer
Heftigkeit im Hauptbahnhof. Um dieſelbe Stunde bewarfen
ſechs Flugzeuge Ludwigshafen und verurſachten Schaden.
Unter andern Banwerken wurde die wichtige Badiſche Ani
lin fabrik ein Opfer der Flammen. Ein andres unſrer Flug
zeuge, von dem Feldwebel Gallois geführt, ſtieß bis Eſſen vor
und warf ſeine Bomben auf die Baulichkeiten der Kruppſchen
Werke ab. Gallois, der um 8 Uhr 20 Minuten aufgeſtiegen war,
kehrte um 4 Uhr 15 Minnten zurück, nachdem er eine Fahrt von
700 Kilometern zurückgelegt hatte. Militäriſche Anlagen in der
Umgegend von Koblen z, der Bahnhof von Hirſon, die Eiſen
bahn weſtlich von Pfalzburg, der Bahnhof Diedenhofen
wurden gleichfalls beworfen. Eine andre Reihe von Unterneh
mungen wurde über den feindlichen Linien ausgeführt und er
zielte vorzügliche Ergebniſſe. Eine Feuersbrunſt brach aus auf
dem Bahnhof Dunſur (2) an der Magt, ein Munitionslager flog
in Bantheville in die Luft, der Bahnhof von Machault und die
Werft von Cauroy ſind in Brand geſetzt. J ganzen warfen
unſre Bombenflieger 19 455 Kilogramm Vomben ab. Zwei
unſrer Luftfahrzeuge ſind nicht zurückgekehrt.

Der Fliegerangriff auf London.
neber den im Sonntagsbericht der deutſchen Heeresleitung

gemeldeten Flugzeugangriff auf London werden
halbamtlich noch folgende Mitteilungen gemacht:

Die befeſtigte Stadt London wurde am 7. Juli erneut von
deutſchen Flugzeugen mit Vomben belegt. Der Angriff gegen
den Hauptquell der engliſchen Kriegsſtärke erfolgte wiederum am

henen din wader unſrer Großfkugzeuge unter Führungſeines Kommandeurs, des Henprenne Kleine, ſtieß um 11 Uhr

vormittags gegen London vor. Der Angriff richtete ſich in erſter
Linie gegen die am Oſtrand der City gehänften Magazine-

atherineRüſtungsbetriebe und die London und St.

kommen geſichert hatz der einer der Hauptſchuldigen ane Rom, worüber eine
Tages noch des ausführlichern zu reden ſein wird; Bukarefſt;
Stockholm Schweiz; Wien) GOleiches Recht für alle, ſpricht

Die Probe auf die Volksſtimmung iſt gemacht worden.
Es hat ſich gezeigt, daß die Alldeutſchen gnßerngls e
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I gekehrt.

Docks. Bei klarer Sicht belegte das Geſchwader die Speicher,
Lagerhäuſer, Bahnanlagen und Docks auf dem Nordufer der
Themſe. Zwiſchen dem Bahnhof Charincroß undd en Docks öſt
lich TowerBridge in einviertelſtündigem Angriff mit genau
gezielten Bomben; die Einſchläge lagen gut; ihre Wirkung zeigte
ſich in dichten Rauchwolken und ſtarken Exploſionen, u. a. wurde
der Bahnhof Charingeroß mehrfach getroffen. Die
London-Bridge erhielt ebenfalls einen Volltreffer.

Ein Nebenangriff richtete ſich zu gleicher Zeit gegen den be-
hen Hafen Margatez auch hier wurde gute Wirkung er
reicht.

Das Ab w ehrf e u er der engliſchen Artillerie ſetzte ein, als
unſre Flugzeuge ſich der Küſte näherten, folgte dem Geſchwader
während der ganzen Dauer ſeines Fluges über engliſchen Boden
und ſteigerte ſich über London zu äußerſter Heftigkeit.
Feindliche Flugzeuge ſtiegen in großer Zahl hoch und warfen ſich
unſern Flugzeugen entgegen. Sie vermochten aber ebenſowenig
wie das Artilleriefenuer das Geſchwader an der planmäßigen
Durchführung ſeines Auftrags zu hindern. Ein feindliches Flug-
zeug wurde im Luftkampf abgeſchoſſen. Unſre Flugzeuge ſind bis
auf eins, das ohne feindliche Einwirkung infolge Motorſchadens
auf See niedergehen mußte, ſämtlich in ihre Heimathäfen zurück
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73000 Tonnen verſenkt.
Der deutſche Admiralſtabschef gab am Sonnabend

abend folgendes bekannt
1. Jm Atlantiſchen Ozean wurden durch eins

unſrer Unterſeeboote wiederum 23000 Br.-To.
vernichtet. Unter den verſenkten Schiffen befanden ſich
die engliſchen Dampfer „Lord Roberts“ (4160 To.)
mit Weizen, „South Wales“ (3668 To.) mit Reis,
zwei engliſche Dampfer mit Mais beziehungsweiſe
Früchten. Zwei der verſenkten Schiffe hatten Kohlen
geladen.

2. Jm Mittel meer wurden neuerdings 11 Dampfer
nnd 39 Segler. mit über 50000 Br. -To. durch unſre

u-Boote verſenkt. Darunter befanden ſich der von zwei
zZerſtörern geſicherte engliſche Truppentransporter

„Ceſtrian“ (8912 To.), die bewaffneten engliſchen
Dampfer „Ruperra“ (4232 To.) mit Wolle und Stückgnt,
„Birdoswald“ (401 3 To.) und „Tong Hong“ (2184 To.),
die bewaffneten franzöſiſchen Dampfer „Craonne“ und
„Diaſſe“, ein unbekannter bewaffneter Dampfer von etwa
4000 To. und zwei unbekannte vollbeladene Dampfer von
etwa 5000 bzw. 6000 To. ſowie 24 faſt durchweg mit
Phosphat für Jtalien beladene italieniſche Segler.
Mehrere Dampfer wurden ans ſtark gefſicherten Geleitzügen,
einer im Nachtangriff abgeſchoſſen. Ein modernes 7,6-
zentimeter-Geſchütz des engliſchen Dampfers „Tong Hong“
wurde erbeutet.

2

S

Der Seekrieg.
Verſenkte Munitionstransporte. Nach

Londoner Meldungen teilt der britiſche Munitionsminiſter
Addiſon im Unterhauſe mit, da von den für Europa be-
ſtinmten amerikaniſchen Munitionstranspor-
ten im Februar 5 Prozent, im März 9 Prozent und im
e 10 Prozent durch dentſche Tauchboote verſenkt
wurden.

Das verſenkte franzöſiſche U-Boot. Havas
meldet: Das Unterſeeboot „Ariane“ iſt am 19. Juni im
Mittelmeer von einem feindlichen Unterſeeboot torpediert
und verſenkt worden. Die Offiziere und ein Teil der Be
mannung ſind umgekommen neun Mann find gerettet
worden. Es handelt ſich um das UBoot deſſen Ver-
ſenkung durch den Oberlentnuant von Heimburg unter dem
5. Juli bereits amtlich gemeldet wurde. „Ariane“ war ein
N-Boot neueſten Typs und erſt 1914/15 vom Stapel ge
jaufen. Es hatte eine Waſſerverdrängung von 410 (550)
Tonnen, eine Schnelligkeit von 15 Seemeilen über und 9,5
in Waſſer und war mit S Torpedolancierrohren aus
ger et.

Verſenkt. Das amerikaniſche Staatsdepartemeut
teilt mit, daß U-Boote den amerikaniſchen Dampfer
„Orleans“ torpedierten und verſenkten. Vier Mann der
Beſatzung ſind umgekommen. Der holländiſche
Miniſter des Aeußern erhielt eine Meldung, nach der die
in Vlaardingen beheimateten Fiſchdampfer „Thor“ und
wrkbenning“ durch ein deutſches U-Boot verſenkt

Engliſcher Torpedojäger verſenkt. Die
engliſche Admiralität teilt mit, daß ein engliſcher Tor-
pedojäger in der Nordſee durch ein feindliches U-Boot
verſenkt worden iſt. Ein Offizier und ſieben Mannkamen ums Leben.

Beendigung einer Streikbewegung inKöln. Ein vor einigen Tagen in Köln ausgebrochener
großer Streik wurde am Freitag abend durch den Be
ſchlnß einer Rieſenverſammlung beendet. Mit der
Weiterführung der auf Lohnerhöhnng und Verkürzung der
Arbeitszeit gerichteten Bewegungen wurden die Gewerk-
ſchaften beau J Der Oberbürgermeiſter r r De
putationen der Arbeiterſchaft. Es ereigneten ſich keinerlei
Zwiſcheufälle.

Die Abſchreckungstheorie.
Jn der Ernährungsreglung wurde die hohe Lehre vom

Anreizpreis aufgeſtellt. Sie machte Fiasko und hört nicht
auf, es immer wieder zu tun. Mit dem Anreizpreis ſollte die
Erzeugung notwendiger Nahrungsmittel geſteigert werden. Wo
nur Organiſation helfen konnte, glaubte man Erfolg zu haben
mit Konzeſſionen an die Gewinnſucht. Man erreichte nur, daß
dieſer edle menſchliche Trieb eine fabelhafte Entwicklungsmög-
lichkeit zeigte, die Produktion von Lebensmitteln aber kam auf
keine glatte Bahn.

Das Gegenſtück zum Anreizpreis iſt die Abſchreckung
durch Strafandrohung und Strafen. Die Theorie findet haupt-
ſächlich im Handel Anwendung. Auch hier will man auf menſch-
liche Triebe wirken und glaubt, damit die Verteilung regeln zu
können. Man will Furcht wecken vor Geld und Gefängnis-
ſtrafen und rechnet darauf, daß dieſe Furcht abhält, die Preis

beſtimmungen zu übertreten oder unrechtmäßig Lebensmittel-
marken anzuwenden. Die große Zahl der Beſtrafungen beweiſt,
daß eben gegen Gewinnſucht und die laute Stimme des Magens
die Furcht vor einer Beſtrafung nicht auffommen kann. Man
denke: in Köln wurden im Monat Juni 882 Strafverfahren
wegen Vergehens gegen die Lebensmittelverordnungen einge-

leitet. Es gibt kaum einen ſchlagendern Beweis für die Mängel
der Nahrungsmittelverſorgung, als dieſe große Zahl der Be
ſtrafungen in einer einzigen Stadt. Eine gut durchgeführte,
umfaſſende Organiſation, die den einzelnen Produzenten und
Händler ebenſogut eingliedert, wie ſie dem einzelnen Ver-
braucher das Bewußtſein gibt, daß er ſein Recht bekommt, würde
viele Richter arbeitslos machen.

Jn welcher Art das Strafen bei der Ernährung hilft, das
zeigen aber am beſten die Vergehen, über die geurteilt wurde.
Jn Köln handelte es ſich in 260 Fällen um Vergehen gegen die
Verſorgungsregeln durch Marken und Kundenliſten
Der Magdeburger Polizeipräſident veröffentlichte vor einigen
Tagen eine Liſte der „in letzter Zeit“ vom Amtsgericht beſtraften
Perſonen, darunter war die übergroße Mehrzahl wegen Ver-
gehens gegen die Verſorgungsordnungen verurteilt worden.
Bezeichnend iſt, daß in der Liſte von 46 Fällen nur ein Fall
wegen Kriegswuchers, ein Fall wegen übermäßiger Preisſteige-
rung und drei Fälle wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe ent
halten ſind. Eine lange Reihe Perſonen wurde beſtraft, weil
ſie Lebensmittelmarken unrechtmäßig benutzt, Kartoffelvorräte
falſch angegeben hatten uſw. Wie es ſcheint, werden hier auch
die kleinen Sünder, die ſich gelegentlich eine Brotmarke verſchaf-
fen und ſie umſetzen oder ähnliche Dinge machen, ſchneller und
leichter gefaßt als Leute, die eben ihr Geſchäft verſtehen.

Die negative Methode, Leute zu beſtrafen, die ſich eine be
ſcheidene Menge über ihre Ration verſchaffen, wird kaum eine
„nahrhafte“ Ernährungsart genannt werden können. Beſſer
wäre es ſchon, poſitiv zu wirken, das heißt, alle Maßnahmen
darauf anlegen, daß ſie Nahrungsmittel im vermehrten Maße
zuführen. Aber da helfen weder Anreiz- und Abſchreckungs
theorien, da hilft nur die Organiſation der Produktion und der
Verteilung.
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Der Zeppelin-Wahnſinn.
Miſter Brown ſuchte den Arzt auf. Er fühlte ſich in letzter

Zeit gar nicht ſo recht auf dem Poſten. „Sie brauchen nur etwas,
das Jhre Lebensgeiſter anregt,“ meinte der Doktor. „Trinken
Sie ein Glas kräftiges Bier zu jeder Mahlzeit.“

„Das iſt leider nicht gut möglich,“ kam es kleinlaut von
den Lippen des Patienten. „Wir hätten wohl ein Fäßchen im
Keller, aber meine Frau läßt mich nicht heran. Solange Krieg
iſt, gönnt mir meine Frau nicht einen Tropfen.“

„Ach was,“ ſagte der Doktor, „wo Jhre Geſundheit auf dem
Spiele ſteht, werden Sie ſich doch daran nicht kehren.“

Eine Woche ging hin, da erhielt der Doktor den Beſuch der
Frau Brown.

„O Doktor,“ klagte ſie, „ich bin in größter Sorge um meinen
Mann. Dieſer Krieg hat ſeine Nerven furchtbar mitgenommen.
Jetzt hat er die richtige Zeppelinitis und läuft in einem fort in
den Keller, um ſich zu verſtecken. Wiſſen Sie nicht, wie man einen
vom Zeppelinwahnſinn rettet?“

Notizen.
Das Klaſfſenwahlrecht in Hamburg aufgehoben. Der

Hamburger Senat hat einem Beſchluß der Bürgerſchaftskommiſſion zur
Aenderung des Wahlgeſetzes für die Wahlen zur Bürgerſchaft zuge
ſtimmt, worin verlangt wird, daß die bisher beſtehende Gruppenein
teilung aufgehoben wird. Die Zuſtimmung der Bürgerſchaft kann als
geſichert gelten. Die Senats- und Bürgerſchaftskommiſſion trat wieder
zuſammen, um noch weitergehende Wünſche auf Aenderung des Wahl

rechts zu beraten.

140 Verurteilungen in Stettin. Das Gericht des Kriegs
zuſtandes in Stettin hat nunmehr die Anklagen wegen der Aus
ſchreitungen im weſentlichen erledigt nur einzelne vertagte Fälle bleiben
noch zu entſcheiden. Jnsgeſamt waren 220 Perſonen ange-
klagt; von dieſen wurden 140 verurteilt, und zwar 72 Erwachſene
und 68 Jugendliche freigeſprochen wurden 40 und dem ordentlichen
Gericht zur Aburteilung übergeben 37 Angeklagte. Jn zwei Fällen
erfolgte Vertagung und einmal Einſtellung des Verfahrens. Ferner
verhandelte am Sonnabend das Gericht des Kriegszuſtandes gegen 14

Werftarbeiter, die durch Arbeitsniederlegung gegen
Korpsbefehle verſtoßen haben. Von ihnen wurden ſieben
freigeſprochen, einer dem ordentlichen Gericht überwieſen und ſechs

verurteilt, davon zwei zu 30 Mark, drei zu 45 Mark und einer zu
60 Mark Geldſtrafe.

Büchſen und Salzgemüſe. Das geſamte Büchſen
und Salzgemüſe ans der bevorſtehenden Ernte wird öffentlich
bewirtſchaftet werden. Es ſollen die geſamten Erzeugniſſe durch
die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt ſchlüſſelmäßig auf die Bundes
ſtaaten verteilt werden, welchen die Unterverteilung auf die Kommunal
verbände obliegen wird. Zur Durchführung der Bewirtſchaftung iſt
von der der Reichsſtelle unterſtellten Gemüſekonſerven- Kriegsgeſellſchaft in

Braunſchweig durch Bekanntmachung vom 21. Juni 1917 der Abſatz
ad Verſand von Gemüſekonſerven und Faßgemüſen verboten
werden. Sowohl der Abſatz wie auch der Verſand iſt nur zuläſſig
mit Genehmigung dieſer Kriegsgeſellſchaft. Auch der Verſand wird
nur erlaubt werden zur Verfügung der Kommunalverbände. Den
Kommunalverbänden wird dringlichſt empfohlen, ſchon jetzt beſonders
für Faßgemüſe geeignete Lagerräume bereitzuſtellen. Die Kriegs
geſellſchaft wird auf Anfragen bereitwilligſt ſachverſtändigen Rat
erteilen.

Ein öſterreichiſcher Nationalitätenrat. Der
öſterreichiſche Miniſterpräſident hat am Sonnabend im Abge
erdnetenhaus alle Parteiführer der Reihe nach zu ſich bitten
laſſen und ihnen mitgeteilt, daß der von maßgebender Stelle ge
äußerte Wunſch nach einer Verſöhnung der Völker Oeſterreichs
durch eine entſprechende Verfaſſungsreform ſobald als möglich
der Verwirklichung zugeführt werden ſolle. Es ſoll ein Staats-
rat geſchaffen werden, in welchem Vertreter aller Na-
tionen und aller Berufe nebſt Fachgelehrten arbeiten
ſollen. Er ſoll aus 25 Perſonen beſtehen. Eine Anzahl der
Staatsräte ſoll dem Parlament entnommen vder nach ſeinen Vor-
ſchlägen ernannt werden. Die Verwirklichung dieſer Jdee könne
auch mit Rückſicht auf die außen politiſchen Verhältniſſe
nicht hinausgeſchoben werden. Die Regierung will ſpäteſtens am
Dienstag eine Vorlage über die Schaffung des Staaterats ein-
bringen.

Durch U-Boote verſenkt. Durch die Tätig-
keit unſrer U-Boote wurden im Sperrgebiet um England
wiederum 25000 Bruttoregiſtertonnenver-
nichtet. Unter den verſenkten Schiffen befanden ſich ſechs
Dampfer, die in Geleitzügen fuhren; vier von ihnen wurden
aus ein und demſelben Geleitzug herausgeſchoſſen; ferner
wurden verſenkt die engliſchen Segler „Gautleß“ und
„Lizzie Ellen“.

Der Angriff auf London. Die engliſche Admiralität
teilt mit: Ein Marineflugzeug griff das von einem Flugzeug-
augriff zurücktehrende feindliche Geſchwader 40 Meilen von der
Oſtküſte an. Zwei feindliche Flugzeuge zerſchellten, wie beobachtet
wurde, auf dem Woaſſer, ein drittes ſtürzte in Flammen gehüllt an
der Scheldemündung ab. Alle unſfre Flugzeuge ſind zurückgekehrt.
T. Die engliſche Admiralität gibt bekannt: Die Flugzenge, die bei
Dünkirchen auf die zurückkehrenden feindlichen Streifflieger war-
teten, verfehlten dieſe, doch wurde ſieben andre feindliche Flug
zeuge zum Abſturz gebracht.

W. T. B. London, 6. Juli. Amtlich wird bekannt
gegeben: Die endgültige Verluſtliſte des letzten Luftangriffs er
gibt 47 Tote und 141 Verletzte. Ein weiteres feindliches
Flugzeng wurde an der Themſemündnung zum Abſturz gebracht.
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Engliſcher Luftangriff. Marineflugzenge mach-
ten am Sonnabend abend einen Angriff auf den Flugplat
Ghiſtelles (bei Oſtende). Obwohl ſie von einer feindlichen Ab
teilung heftig angegriffen wurden, wurden die Bomben erfolg-
reich auf die Ziele abgeworfen. Alle Flugzeuge ſind unverſehrt
zurückgekehrt.

Jm engliſchen Heeresbericht vom 8. Juli heißt es: „Der
Luftkampf dauerte während des ganzen geſtrigen Tages an.
Die feindlichen Luftſtreitkräfte arbeiteten in großen Ge-
ſchwadern, die häufig von unſern Flugzeugen aufgebrochen
wurden. Unſfre Flieger machten eine Anzahl erfolgreicher Vor-
ſtöße und griffen feindliche Flugplätze und Unterkünfte ſowie
Truppen mit Bomben und Maſchinengewehren an, wobei ſie be-
deutenden Schaden verurſachten. Sechs feindliche Flugzeuge
wurden im Luftkampf zum Abſturz gebracht, zehn andre zum
Niedergehen gezwungen. Von unſern Flugzeugen fehlen acht.“

Aus Stockholm. Außer Grimm, dem alle bekannten Zim-
merwalder das Geleit zum Bahnhof gaben, reiſten gleichzeitig die
deutſchen Delegierten (Müller (Sozialdemokr. Partei) und Cohn
(Unabhängiger) von Stockholm ab. Der ruſſiſche Kriegsminiſter hat
nach einer in Stockholm vorliegenden Meldung dem ruſſiſchen Arbeiter

und SoldatenRat mitgeteilt, Otto Bauer (Wien) dürfe nach Peters-
burg kommen.

Abdankung des Kaiſers von China. Der
Kaiſer von China hat, wie ans Peking gemeldet wird, wieder
abgedankt. Der frühere Premierminiſter Tuanchijui be-
richtet, daß die Monarchiſten am Freitag bei Lang
fang her und geworfen worden ſeien.Die Republikaner verfolgten den Feind und rückten zehn
Meilen in der Richtung auf Peking vor. Der frühere
Präſident Lijnanhung ernannte Tuanchijni zum Premier-
miniſter und übergab ihm die Siegel des Präſidenten zur
Uebermittlung an Tangkuotſchang, der die tatſächliche
Präſidentſchaft antreten wird und die vorlänſige Negiernng
in Nanking gründen ſoll.

e Ruſen bei ötgnislnn.

W. T. B. Großes Hauptquartier, 9. Juli 1917.
(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht

Bei Regen und Dunſt blieb auf faſt allen Frontab
ſchnitten das Feuer bis zum Abend gering. Es lebte dann mehr-
fach auf. Nachts kam es an verſchiedenen Stellen zu für uns
erfolgreichen Erkundungsgefechten.

Bei der
Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz

wurde ein Angriff zur Verbeſſerung unſrer Stellungen am
Chemin des Dames mit vollem Erfolg durchgeführt. Nach
einem Feuerüberfall von Minen- und Granagtwerfern auf die
Sturmziele brach die Jnfanterie, gedeckt durch das Riegelfener
der Artillerie, zum Einbruch vor. Die aus Niederſachſen,
Thüringern, Rheinländern und Wefalen beſtehenden Sturm-
truppen nahmen in kraftvollem Stoße die franzöſiſchen
Gräben ſüdlich von Pargny--Filain in 322 Kilometern
Breite und hielten die gewonnenen Linien gegen fünf feind-
liche Angriffe.

Zur Ablenkung des Gegners waren kurz vorher an der
Straße Laon Soiſſons Sturmabteilungen heſ-
ſiſch-naſſauiſcher und weſtfäliſcher Bataillone in die franzöſiſchen
Gräben gedrungen; ſie kehrten nach Erfüllung ihres Auftrags mit
einer größeren Zahl von Gefangenen befehlsgemäß in die eignen
Linien zurück.

Der überall heftigen Widerſtand leiſtende Feind erlitt hohe
blutige Verluſte, die ſich bei ergebnisloſen Gegenangriffen auch
während der Nacht noch ſteigerten. Es ſind 30 Offiziere und über
800 Mann gefangen eingebracht worden; die Beute an Kriegs
gerät iſt ſehr erheblich.

Auf dem Weſtufer der Maas haben die Franzoſen aus den
Kämpfen in der Nacht zum 8. Juli einige kleine Grabenſtücke in
der Hand behalten; heute vor Tagesgrauen nordöſtlich von nes
einſetzende Vorſtöße ſind zurückgewieſen worden.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generalfeldmarſchalls Prinz Leopold von Bayern.

Heeresgruppe des Generaloberſt von Böhm-Ermolli.
Während zwiſchen Strypa und Zlota Lipa nur lebhafte Ar-

tillerietätigkeit herrſchte und uns einige Vorſtöße Gefangene ein
brachten, kam es bei Stanislau zu neuen Kämpfen.
Durch ſtarke ruſſiſche Angriffe wurden die dort ſtehenden Trup-
pen zwiſchen Ciezow und Cagwozdz (12 Kilometer) gegen die
Waldhöhen des Czarnylas zurückgedrückt. Durch Ein
greifen deutſcher Reſerven kam der Stoß zum
Stehen.

Front des Generaloberſten Erzherzog Joſeph.
Jn den Karpathen hielt die rege Tätigkeit der ruſſiſchen

Batterien an. Oertliche Angriffe der Ruſſen ſind an mehreren
Stellen geſcheitert.

Bei der
Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls von Mackenſen

und an der
mazedoniſchen Froni

iſt die Lage unverändert.
Der Erſte Generaiquartiermeiſter

Ludendorff.



Deutſcher Reichstag.
113. Sitzung.

Berlin, 9. Juli, nachmittags 3 Uhr.
Am Bundesratstiſch: Dr. Helfferich, v. Batocki.
Auf der Tagesordnung ſteht die Interpellation Antrick

und Genoſſen (Soz.) betreffs der

Mißſtände auf dem Obſt und Gemüſemarkt
und in der Kohlen verſorgung und betreffs der von den

usbeſitzerorganiſationen beſchloſſenen Kündigun gen und
Mietſteigerungen.

Staatsſekretär Dr. Helfferich erklärt ſich zur ſofqrtigen Be-
antwortung der Jnterpellation bereit.

Zur Begründung der Jnterpellation erhält das Wort
Abg. Hoch (Soz.):

Unſre Anfrage betrifft zunächſt die geradezu unertvräg-
lichen Mißſtände auf dem Obſt- und Gemüſemarkt. Die Zu-
fuhren ſind vollſtändig verſchnunden, und nur zu Wucher-
preiſen iſt Obſt und Gemüſe zu haben. So darf es nicht
weitergehen, es muß dafür geſorgt werden, daß auch die große
Maſſe der Bevölkerung Obſt und Gemüſe zu angemeſſenen Prei-
ſen erhält. Die Marmeladefabrikation kommt für dieſes Ver-
ſchwinden des Obſtes vom Markte gar nicht in Betracht, denn von
der diesjährigen Ernte haben die Marmeladenfabriken noch ſo
gut wie nichts bekommen. Obſt und Gemüſe werden in dieſem
Jahre für unſre Ernährung eine weit wichtigere Rolle ſpielen
als je vorher, weil ja andre Lebensmittel von der Bildfläche ver-
ſchwunden ſind. Das Verfahren der Reichsgemüſeſtelle beruht
auf dem Grundſatz der Höchſtpreiſe, neben denen man aber auch
den freien Wettbewerb erhalten will. Ohne die Höchſt preiſe
wären die Verbältniſſe noch viel ſchlimmer, es kann ſich daher
nicht um ihre Beſeitigung, ſondern nur um ihre Verbeſſe-
rung und Vervollſtändigung handeln. Sie erfüllen
ihre Aufgabe nicht, wenn mit ihnen nicht eine Reglung des Ver
triebs der Waren verbunden iſt.

Die Waren müſſen von der Geſamtheit erfaßt

und an die Maſſe des Volkes abgeführt werden.
Zur Entſchuldigung der Verhältniſſe führt man an, es handle
ſich hier um leicht verderbliche Waren, deren ſchnelle Verteilung
nur die tüchtigſten Fachleute beſorgen können. Das iſt richtig.
Aber niemand verlangt, daß beim Eingreifen der Reichsleit:ing
die tüchtigen Fach und Kaufleute nicht mitarbeiten ſollen, wir
lagen im Gegenteil darüber, daß ſie nicht in genügendem Maße
herangezogen werden; freilich darf das Volk nicht den Kauf-
leuten zur Ausbeutung überlaſſen werden, der Handel muß viel-
mehr planmäßig in den Dienſt der Geſamtheit geſtellt werden.
Die Marmeladefabrikation hätte planmäßig unter Benutzung der
größten Fabriken und Entſchädigung der kleinen ausgebaut wer-
den müſſen. Statt deſſen hat man geſtattet, neue kleine Fabriken
zu gründen, die unwirtſchaftlich arbeiten. Das läßt man zu in
einem Augenblick, wo man in andern Gebieten aufs ſchärfſte ein-
gzreift, um Maſchinen zuſammenzulegen und Kohlen zu ſparen.
Jeder Fachmann hätte dringend von der Gründung ſolcher klei-
nen unwirtſchaftlich arbeitenden Fabriken abgeraten.

Eine andre merkwürdige Maßnahme der Reichsſtelle für
Obſt und Gemüſe iſt die vollſtändige Reviſion der Betriebe, die
bereits von der Kriegsgeſellſchaft kontrolliert werden. Jch bitte,
uns die Tatſachen mitzuteilen, die es nötig machen, in dieſer ein
gehenden Weiſe einen doppelten Kontrollapparat zu haben. Leb
haft wird auch darüber geklagt, in wie ungehöriger Weiſe
die Geſchäftsleute von den Reichsſtellen behan-
delt werden, die Fachleute werden von oben herab behandelt und
geradezu abgekanzelt. Die Herren von den Behörden ſollten ſich
bewußt bleiben, daß ſie von den erfahrenen Geſchäftsleuten noch
ſehr viel zu lernen haben, denn das ganze Beamtenſyſtem hat
völlig abgewirtſchaftet und ſich als völlig unfähig erwieſen, den
Aufgaben der Kriegszeit gerecht zu werden. Bei richtigem Zu
ſammenarbeiten zwiſchen Fachleuten und den Reichsſtellen kann
alles gelöſt werden, was zu löſen iſt, die Ernte kann dann voll
ſtändig und zur richtigen Zeit erfaßt werden. Man muß ſich
dazu des Großbandels bedienen und ihm Gewinn in angemeſſenen
Grenzen geſtatten, zugleich aber muß man jede andre Abgabe
der Ware vollſtändig verbieten. Die Reichsleitung hat aber den
freien Wettbewerb wieder zugelaſſen. Jch frage, welche Mengen
ſind durch die Lieferungsverträge Vor worden? Das u
gang minimal. Außerdem arbeitet dieſer ausgeklügelte unprak
tiſche Apparat furchtbar umſtändlich. Nach den bisherigen Er
fahrungen bleibt nichts übrig, als jeden freien Verkauf zu ver
bieten und den Verkauf durch die Gemeinden zu organiſieren.
Die kleinen Geſchäftsleute zu verfolgen, die ſich nicht im Schleich
handel Waren verſchaffen können, iſt ganz falſch. Vor allem muß

auch eine Verſtändigung herbeigeführt werden zwiſchen den Ge
meinden und den Marmeladefabriken, wonach gewiſſe Teile des
Obſtes je nach dem Ausfall der Ernte zur Marmeladebereitung
zur Verfügung geſtellt werden. Je mehr Obſt die Gemeinden zu
dieſem Zwecke zur Verfügung ſtellen, deſto mehr müßte ihnen
Marmelade geſichert werden. Eine ſolche planmäßige Reglung
wäre durchaus möglich.

Zu unhaltbaren Zuſtänden hat der Umſtand geführt, daß
man die Fabriken aus der Kontrolle herausgelaſſen hat, die ein
ganz minderwertiges Aufſtrichmittel herſtellen, und daß man zu
läßt, daß dieſe ſogenannte Marmelade zu viel höherm Preiſe
verkauft wird als die richtige Marmelade aus Obſt. Nach den
papiernen Beſtimmungen, die man mit Strafen durchſetzen will,
kann ſich ein gewiſſenhafter Familienvater heute gar nicht rich-
ten, weil er ſeine Kinder nicht verhungern laſſen will. (Sehr
wahr!) Alle ſolche Strafverfügungen haben nur den Erfolg, daß
der kleine Mann, der ſich nicht anders helfen kann, gefaßt wird,
der Reiche kann ſich immer ſichern. Strafbeſtimmungen ſetzen
immer eine vernünftige ſachverſtändige Reglung voraus.

Mit den Saatkartoffeln iſt ein geradezu uner-
hörter Schwindel getrieben worden, der große Er-
bitterung bei den Bauern hervorgerufen hat. Kommt es zu
Unruhen wie in Striegau, werden die ſchwerſten Strafen, viele
Monate Gefängnis verhängt. Vorher war Striegau eine ganze
Woche faſt ohne Brot geweſen (Hört, Hört!), alſo aus der drin-
gendſten Not heraus ſind die Frauen zur Verzweif-
lung getrieben. (Sehr wahr!)

Jch komme zu unfrer Frage betreffs der
Kohlenverſorgung.

Laſſen Sie uns nicht von hier weggehen, ohne uns genauſte An
gaben zu machen. Der Staatsſekretär hat erklärt, es werde alles
geſchehen, um die Förderung zu heben. Zweifellos werden Sie
ſich alle Mühe geben. Aber hier rächt es ſich, daß ein ſo wichtiger
Produktionszweig in den Händen einiger Privatleute iſt. (Sehr
richtig!) Der Staatsſekretär will zweifellos die 1
fördern; aber hat er ſig auch der Erlaubnis des Herrn Kirdorf
verſichert? Auf einer Verſammlung der Zechenbeſitzer hat Herr
Kirdorf es klar ausgeſprochen, daß die wierigkeiten einer
ſtärkern Förderung unüberwindlich ſind, wenn nicht für Ruhe
unter den Arbeitern im Sinne des Herrn Kirdorf geſorgt wird
und wenn das ſchädliche Hilfsdienſtgeſetz nicht beſeitigt wird. Jch
frage den Staatsſekretär, ob er dieſem übermütigen
Machtbewußtſein der Kohlenherren gegenüber dem
Willen des geſamten Volkes nachkommen will, daß die Kohlen
ſchätze der Erde in den Beſitz der Geſamtheit übergeführt werden.
(Sehr richtig! b. d. Sogz.)

In dem Kohlenſteuergeſetz iſt eine Beſtimmung, wonach die
Gemeinden die Kohlenſteuer abwälzen können. Der Ausſchuß
des Deutſchen Städtetags hat dieſe Beſtimmung für ungenügend

erklärt, um den Städten den Bezug von Kohlen zu ſichern. Iſt
dieſe Beſchwerde bereits unterſucht worden Ferner wird über

Papiernot aus Mangel an Kohlen
geklagt. Jch frage den Staatsſekretär, ob die Papierinduſtrie die
nötigen Kohlen bekommen wird. Wichtig iſt ferner der Haus
brand. Zu den Schwierigkeiten der Ernährung kann und darf
nicht auch noch die gegen Kälte treten. Alle Familien
müſſen in gleicher Weiſe mit Kohlen für den
Hausbrandverſorgtwerden, und zwar nicht etwa nach
der Zahl der bewohnten Zimmer.

Schließlich beſchäftigt ſich unfre Anfrage mit den von den
Hausbeſitzerorganiſationen beſchloſſenen Kündigungen, die
bereits in ſtarkem Umfang erfolgt ſind. Jn der Geſetzgebung
der Schweiz und Oeſterreichs haben wir bereits ein Vorbild, wie
dagegen eingeſchritten werden kann. Dort muß in jedem Einzel-
fall unterſucht werden, ob eine Mietſteigerung unerläßlich iſt.
Und wo das der Fall iſt, können wir die geſteigerte Mietlaſt un-
möglich auf die Schultern der Mieter allein legen. Viele kleine
Geſchäftsleute, Handwerker und Arbeiter können eine höhere
Mietlaſt gar nicht tragen, da muß die Geſamtheit eintreten. Mit
entſprechenden Maßnahmen darf man aber nicht bis zum 1. Ok-
tober warten, hier wie bei den Kriegsmaßnahmen überhaupt
heißt es: Schnell handeln! (Beif. b. d. Soz.)

Staatsſekretär Dr. Helfferich: Beim Obſt- und Gemüſebau
erkennt die Reichsleitung die Schwere der Situation an. Sie
überſieht auch nicht die Mängel der Organiſation, aber die
Haupturſache der Schwierigkeiten iſt die große Dürre der
letzten Wochen, die bewirkt hat, daß trotz des ſtarken Anbaues die
Sommergemüſeernte ſchlecht aus gefallen iſt.

Die nicht leichte Situation auf dem Gebiet der Kohlen-
verſorgung iſt im Hauptausſchuß eingehend erörtert worden.
Die Produktion iſt angenähert gleich der in Friedenszeiten, aber
der Bedarf iſt jetzt größer geworden, vor allem durch die enorme
Ausdehnung der Rüſtungsinduſtrie. Es wird dafür geſorgt
werden, daß ein Ausgleich zwiſchen Förderung und Verbrauch
eintritt und ein genügender Spielraum für Reſerven bleibt. Der
Ausgleich muß herbeigeführt werden durch weitere Steige-
rung der Förderung und durch Einſchränkung des Ver-
brauchs. Ueber die bereits im Gange befindlichen Maßnahmen
zur Steigerung der Förderung habe ich in der Kommiſſion nähere
Ausführungen gemacht. Sie werden Erfolg haben, wenn
Streike unterbleiben, die alle Berechnungen über den Haufen
werfen können. Die ſtreikenden Arbeiter ſollten ſich vor Augen
halten, daß ſie vor allem andre Arbeiter treffen ſowie die Ver
teidigung des Vaterlandes. Jch hoffe, daß das Menſchenmögliche
geſchieht, um die Streikbewegung in dieſer für unſer Schickſal ſo
wichtigen Zeit einzuſchränken und einem baldigen Ende zuzu-
führen. Die Einſchränkung des Kohlenverbrauchs kann in be-
ſcheidenem Maße beim Hausbrand eintreten. Eine ausreichende
Belieferung des Hausbrandes muß ſichergeſtellt werden, doch wird
ſie nicht ſo reichlich ſein können wie im Frieden. Weitere Er-
ſparniſſe werden aus der Jnduſtrie herausgeholt werden müſſen.
Für die Organiſation der Verteilung iſt ein eingehender Plan
von dem Kohlenkommiſſar bereits entworfen. Die Unterver-
teilung wird in die Hände der Kommunen gelegt werden, die mit
dem Rechte der Beſchlagnahme ausgeſtattet werden.

Nun zu den Mietſteigerungen. Hier müſſen wir
uns auch die ſchwierige Lage der Vermieter vor Augen halten,
die ſehr oft nur ſchwer belaſtete Hypothekenſchuldner ſind. Durch
Bundesratsverordnungen ſind die Kriegerfamilien gegen gewalt-
ſame Räumung ihrer Wohnungen geſchützt worden. Auch helfen
ihnen die Mietunterſtützungen, die von den Gemeinden gezahlt
werden. Für die Mieter in der Geſamtheit iſt durch Bundes-
ratsverordnung gleich zu Anfang des Krieges eine dreimonatige
Zahlungsfriſt gewährt worden. Auch die Jntereſſen der Ver-
mieter ſind durch Bundesratsverordnungen geſchützt worden,
durch die eine Verlängerung der Hypotheken fowie eine 6monatige
Zahlungsfriſt für die Hypothekenzinſen und Erleichterung der
Steuern ermöglicht wurden. Auch die Mietunterſtützungen der
Gemeinden kamen vielfach den Vermietern zugute. Nicht zu
verkennen iſt, daß die Koſten des Hausbeſitzes auch erheblich ge-
ſtiegen ſind; dazu kommen die Mietausfälle, ein wahlloſes Ver
bot der Mietſteigerungen kann daher nicht erfolgen; das würde
vielen Hausbeſitzern den Lebensfaden abſchneiden. Es muß ein
billiger Ausgleich der Jntereſſen der Mieter und Vermieter er-
folgen. Jch erinnere an die Beantwortung der Kleinen Anfrage
in den letzten Tagen. Der Bundesrat wird in den allernächſten
Tagen Vorſchläge in dem damals dargelegten Sinne machen.

getreten werden. Die Intereſſen der Kriegsteilnehmer und ihrer
Familien ſowie der Minderbemittelten überhaupt ſollen beſonders
berückſichtigt werden.

Die Frage des Abgeordneten Hoch: „Haben Sie auch ſchon
Herrn Kirdorf gefragt weiſe ich als eine Kränkung entſchieden
zurück. Auf private Einflüſſe gebe ich nichts. Private Sach-
kunde machen wir uns zunutze, aber wir tun das Beſte für das
gemeine Wohl. (Bravo!)

Präſident des Kriegsernährungsamts von Batocki legt zu
nächſt die vom Kriegsernährungsamt ergriffenen Maßnahmen
zur Verſorgung mit Obſt und Gemüſe dar. Die Produktion iſt
erheblich geſteigert worden. Die Lieferungsverträge umfaſſen
360 000 Morgen. Die Ernte iſt bis ſehr weit unter dem Mittel
zurückgeblieben. Die Möglichkeit einer Beſchlagnahme von Früh-
gemüſe und Obſt mußten wir nach dem Rate aller Sachverſtän-
digen als ausgeſchloſſen betrachten. Sie hätte zum Verderben
der Sachen führen müſſen, die innerhalb 24 Stunden, wenn ſie
vom Acker kommen, verbraucht werden müſſen. Wir mußten das
Höchſtpreisſyſtem durchführen, ſonſt wären wir zu Preiſen ge
kommen wie jetzt bei den Melonen, die man für 50 bis 60 Mark
das Stück bekommt. Ohne Strafen läßt ſich nichts erreichen.
Der einzelne Fall kann einem ſehr leid tun, aber wenn man
zuviel Milde übt, würde das auch zu unerträglichen Zuſtänden
führen. Wir müſſen in erſter Linie für die Hausfrauen
ſorgen, die für den Tagesbedarf einkaufen. Damit dieſe nicht
völlig leer ausgehen, muß der Hamſterei entgegengetreten
werden. Das erſchwert das Einmachen. Aber zwei Haſen können
wir nicht auf einmal jagen. Entweder müſſen wir den Friſch-
konſum fordern oder das Einmachen, und da geht mir der Friſch-
konſum vor. Ein beſtimmter Teil muß auch für die Marme-
lade-Fabriken reſerviert werden. Kohlrüben werden nicht mehr
zum Strecken der Marmelade verwandt werden. Erſatzmarme-
laden haben nichts mit dieſer Reglung zu tun. Gegen Betrüger
und Schieber auf dem Gebiet des Erſatzmittelſchwindels iſt
ſchwer vorzugehen; es geſchieht aber alles, was möglich iſt. An
dem Höchſtpreisſyſtem werden wir feſthalten, auch Gemeinden
gegenüber. Die Beſchlagnahme werden wir möglichſt auch beim
Herbſtgemüſe vermeiden. Der organiſierte Handel ſoll zu Hilfe
gezogen werden, es ſoll nach Möglichkeit verhindert werden, daß
der einzelne mehr erhält, als ſein notwendiger Bedarf ausmacht.
Mehr können wir nicht tun. Gegen die Schieber wird mit aller
Rückſichtsloſigkeit vorgegangen werden. irklich befriedigende
Zuſtände kann ich bei der ſchlechten Ernte und dem Rieſenbedarf
auf dem Obſt- und Gemüſemarkt nicht in Ausſicht ſtellen. Für
den Herbſt liegen die Ausſichten durchaus nicht ungünſtig. Die
Brotgetreideernte verſpricht der Ernte von 1915 gleichzukommen;
die Kartoffelernte wird ſicher beſſer ſein als die ſchwere Miß-
ernte von 1916. Damit ſind die beiden Grundlagen unſrer Er-
nährung für die Zukunft geſichert. (Bravo!)

Auf Antrag des Abg. Scheidemann (Soz.) wird die
Beſprechung der Jnterpellation beſchloſſen.

Abg. Giesberts (Ztr.): Die elende Preistreiberei auf dem
Gemüſemarkt, die wir jetzt haben, iſt ein Produkt unſrer Preis
politik. Man kann unmöglich alle die Händler und Frauen ein-
ſtecken, die die Höchſtpreiſe überſchreiten. Die wirklichen Schie-

Dem Mietwucher wird natürlich aufs ſchärfſte entgegen

ber, die nicht Gefängnis, ſondern die Prügelſtrafe verdiente
trifft man damit nicht. An den hohen Gemüſepreiſen in Rhein
land- Weſtfalen tragen auch die Gemeinden ſchuld, die für jede
Preis ſich Gemüſe aus Holland zu verſchaffen ſuchen. Zu V
ſeitigung der Kohlennot iſt ſehr wichtig, daß die Wünſche de
Bergleute in bezug auf Ernährung und Löhne nach Mögliche
berückſichtigt werden. verurteile aufs ſchärfſte jeden Stref
von Munitionsarbeitern und Bergleuten in der jetzigen Zeit, abg
wenn die Bergleute ſtreiken, ſo tun ſie das keinesfalls aus Muy,
willen. Um unter allen Umſtänden zu verhindern, daß die kle.
nen Leute gar keine Kohlen bekommen, muß eine chwänkun
in der Weiſe durchgeführt werden, daß in größern nungef
nicht alle Zimmer geheizt werden. Jch ſchrecke auch nicht vor der
Gedanken zurück, daß auch Frauen für leichtere Armierung,
arbeiten hinausgeſchickk werden und dafür Bergleute im
Rüſtungsarbeiter zurückgeholt werden.

Die Debatte wird vertagt.
Nächſte Sitzung Mittwoch den 11. Juli, 8 Uhr: Debatte

über äußere und innere Politik. Kreditvorlage.

RNeichs-Frauenkonferenz.
kr. Berlin, 7. Juli.

Jn den Räumen des Parteibureaus, Berlin, Lindenſtras,
trat heute unter der Leitung des Genoſſen Braun vom Partei
vorſtand die ſozialdemokratiſche Frauenkonferenz
für das Reich zuſammen. Braun hieß die zahlreich Erſchien-
nen, worunter 50 Delegiertinnen, herzlich willkommen: Sie tre
ten unter dem Ernſt einer furchtbaren Zeit zuſammen, in einer
Zeit, wo draußen die Blüte unſrer Männerwelt in ungezähle
Gräber ſinkt und wo im Jnnern die Kriegskonjunkturausnutze
unheilvoll ihr Werk betreiben. Die Frauen tragen an dieſer Zer
doppelt ſchwer: ſie trauern mit ihren ſtarken Frauen nd
Muttergefühlen um ihre Lieben, die ſie verloren haben oder täg
lich zu verlieren fürchten müſſen; ſie leiden mit ihrer beſonderen
Frauenvevantwortlichkeit, die den Tiſch des Hauſes betreut, unt.
den Nahrungsſorgen, die durch das Wuche en drückend und
drückender geworden.

Genoſſin Juchacz ſprach dann als erſte Referentin über
Die Frauen in der Kriegswirtſchaft.

Mit einigen Zahlen des Reichsſtatiſtiſchen Amtes gab ſie einen
Gradmeſſer für die Größe des Begriffs: die Frauen und die
Kriegs wirtſchaft. Am 1. Juli 1916 erwieſen die berichtenden
Krankenkaſſen 4 299 126 Männer, aber auch ſchon 3827 640 ar-
beitende Frauen. Faſt alle Krankenkaſſen zeigten während der
Kriegszeit Steigerung der Frauenarbeit. Mit den gemeldeten
Zahlen iſt aber ihr Umfang bei weitem nicht erfaßt. Da ſind die
Kaſſen, die nicht regelmäßig berichten; da ſind die in Landw'rt
ſchaft, Kleinhandel, Handwerk beſchäftigten Frauen, die nicht als
verſicherungepflichtig angeſehen werden; da ſind die Frauen r
großen Betrieben (Landwirtſchaft, Hauswirtſchaft), die unter ge
wiſſen Vorausſetzungen von der Verſicherungspflicht befreit wer-
den da ſind die Betriebskaſſen der Poſt, die wenig, die Knavp
ſchaftskaſſen, die gar nicht berichten.

Anfänglich brachte der Krieg Arbeitsloſigkeit, Verwirrung
Hilfloſigkeit. Dann kam die ſtark vermehrte Nachfrage nach
Frauenarbeit, eine beiſpielloſe Knappheit und Töurung der Le
bensmittel; ſie trieben die Frauen in Scharen zum Erwerb im
in die Fabriken. Die Sorgen um Lebensmittel, Kleidung, Woh
nungsmieten, dieſe quälenden Alltagsfragen, beherrſchen jetzt da
Leben dieſer Frauen; und dann die Friedensfrage Jn
all dieſen neuen Verhältniſſen, die ſich während der Kriegszeit g.
bildet haben, und wie ſie die Referentin in Bildern aus den Ein
zelberufen zeigte, haben wir Frauen uns ſchlecht und recht ein
und unterordnen müſſen.

Jedoch nicht ohne unſre anregende Mitarbeit und tätige
Eigenhilfe. Die ſprunghaften Umwälzungen veranlaßten wie
unſre Organiſationen ſo Reich, Staaten und Gemeinden zu kor
porativen Einrichtungen: Preisprüfungsſtellen, Kontrollen des
Verkaufs, Konſumentenausſchüſſen, Kinderfürſorge. Wie die
Frauen auch in dieſen Einrichtungen „ihren Mann“ ſtehen und
wirken, was ſie erreichen konnten und was an unerfüllten, be
rechtigten und durchführbaren Forderungen zu erſtreben übrig
bleibt, das zeigte die Referentin an einem reichen Material aus
den verſchiedenen Bezirken des Reiches und den größeren Einzgel
orten. Es gilt überall noch mehr eingzudringen und zu leiſten,
gemeinſam mit den Behörden, gemeinſam mit den Kräften unſrer
eignen Bewegung. Da iſt die Arbeit in der Verteilung der
Lebensmittelkarten und freiwilligen Spenden, der Armenpflege,
Wöchnerinnen, Säuglings, Jugendpflege. Mitarbeit gibt Ein
ſicht in die große Leiſtung der Parteileitungen und Organiſttio-
nen, und die Erkenntnis, wie wenig die Methoden derer berech-
tigt ſind, die ſich jetzt offen als Parteigerſtörer erwieſen haben.
Den in ruhiger ſchöner Weiſe gemachten Darlegungen wurde
reicher Beifall gezollt.

Die zweite Referentin zu dieſem Punkte, Genoſſin Hannt
(Berlin), war insbeſondere kompetent, aus ihrer langen perſön
lichen Betätigung innerhalb der Kriegsfürſorge und der ſozialen
Beſtrebungen im allgemeinen heraus zu reden. Wirkungsvoll
og ſie die Begründung heran, die die Regierung ſelbſt ihrem imJahre 1908 erfolgten Erlaß des freien Verſammlungsrechts für

die Frauen gab. Was damals die Regierung ſelbſt anführte, um
den Frauen aus dem lächerlichen „Segment“ hinaus in das freie
Verſammlungsleben Zutritt zu geben, iſt durch den Umſchwum
der drei Kriegsjahre in Erſcheinung getreten und fordert nun
auf, die Konſequenzen zu ziehen. Die Forderung und Pflicht
der Frauen, ſich am geſamten öffentlichen Leben zu beteili-
gen, erhält eine immer materiellere Grundlage, iſt nicht mehr
eine Rechts, ſondern eine Kulturfrage erſten Ranges geworden.
Von dieſer Auffaſſung aus entwirkelte die Referentin ein Pro-
gramm von Arbeiterinnen-, Mütter- und Kin-
derhilfe. Unſre Forderungen an die Gewerbeordnung müſſen
bedeutend vergrößert werden, ſie muß für den künftigen Frie
denszuſtand ausgebaut werden, wo die Frauen ja noch viel zahl
reicher als früher erwerbstätig ſein werden. Da müſſen die Ein-
richtungen vorhanden ſein, daß die Frauen ſich auch ohne Zer-
rüttung der eignen und der Geſundheit ihres Nachwuchſes ihrer
Tätigkeit widmen können. Durch eine viel ſtärkere Jntereſſie-
rung und Gewinnung der Frau für die Organiſationen müſſe
dieſer Weg zu einer beſſern Zukunft der arbeitenden Bevölkerung
gebahnt werden.
h z ſuch diſe Ausführungen wurden mit ſtarkem Beifall ge

nt.
An der Debatte, die durch Schlußantrag beendet wurde, be

teiligten ſich 14 Delegiertinnen: die Genoſſinnen S imon (Bran-
denburg), Grünberg (Nürnberg), Reitze (Hamburg,
Röhl (Köln), Ryneck (Berlin), Lacher (Apolda), Ege
(Frankfurt a. M.), Boll mann (Halberſtadt), Schul z (Wit
ten), Schradin (Reutlingen), Bremer (Hannover), Harder
(Bremen), Jaeckſtat (Lübeck). Hiller (Heilbronn) und der
Genoſſe Grzeſinſki (Kaſſel). Es waren alles Genoſſinnen
die perſönlich in den verſchiedenſten und oft erſtaunlich weit
reichenden Arten ſozialer Betätigung daheim in ihren Orten
ſtehen: im nationalen Frauendienſt, in der Arbeit in den Er
nährungsbeiräten, in Kriegsküchen, in der Berufsberatung, in
der Heeresnäherei, in Näh- und Flickſtuben, in der Armenpflege,
in der Kriegsamtſtelle uſw.

Nach kurzen Schlußworten der beiden Referentinnen wurde
die anregende Sitzung geſchloſſen und die weiteren Beratungen
auf Sonntag früh vertagt.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 34.

Halle und Saalkreis.
Halle, 10. Juli 1917.

Wo das Obſt und Gemüſſe bleibt.
Darüber ſchreibt unſer Magdeburger Parteiblatt
Gelegentlich der letzten Sitzung, die der Lebensmittel Ausſchuß

abhielt, wurde auch über die Kirſchenfrage geſprochen, beſonders
über das Verſteckſpiel der Kirſchen. Darüber äußerte ſich ein hieſiger
Gemüſe und Obſthändler als Fachmann folgendermaßen „Sie wundern
ſich darüber, daß hier ſo wenig Kirſchen herkommen, Sie müßten nur
einmal ſehen, wie es auf den benachbarten Kirſchenplantagen zugeht.
Da kommen Herrſchaften angefahren, laſſen ſich vom Pächter oder Be
ſitzer 30, 40 oder 50 Pfund Kirſchen geben, bezahlen Preiſe, die der
Pächter gar nicht haben will, und verſchwinden dann mit ihrer Ware
ſo ſchnell, wie ſie gekommen ſind. Derartige Vorkommniſſe wiederholen
ſich in einer Weiſe, daß die Plantagenbeſitzer häufig gar nicht daran denken
können, Kirſchen zum Verſand zu bringen.“ So der Wiſſende! Tatſache
iſt, daß nicht nur Private, die es dazu haben, ſondern auch Händler an Ort
und Stelle faſt immer vorhanden ſind, um die Früchte unter Üeberſchreitung
der Höchſtpreiſe in Empfang zu nehmen. Da auf dem Markte keine
Gelegenheit iſt, die Waren zu Liebhaberpreiſen loszuwerden, kommen
ſie eben auf krummen Wegen in die Hände der Verbraucher, die zu
den Händlern gute Beziehungen unterhalten und das Geld nicht anzu
ſehen brauchen. Was hier von den Kirſchen geſagt wird, gilt natürlich
auch von vielen andern Waren. Der heimliche Handel floriert eben
und iſt auch organiſiert, der „geregelte“, der angeblich das Volk ver
ſorgen ſoll, ſteht dagegen noch immer im Zeichen leerer Verkaufsſtände.
Man hat für ihn zwar viele Verordnungen geſchaffen, eine durch
greifende Organiſation fehlt jedoch. Es ſollte bei all den
Maßnahmen der „legitime“ Handel möglichſt wenig behindert werden.
Deshalb ſchuf man Halbheiten und bewirkte damit, daß der unter
irdiſche Handel prächtig in die Halme ſchoß. Dieſe „Ernährungs
politik“ iſt allerdings der Jnbegriff äußerſter Klugheit und Großzügigteit.

Geſetzliche Fürſorge gegenüber Kriegsgefangenen.
Der Bundesrat hat ein Geſetz über Fürſorge für Kriegsgefangene

beſchloſſen. Darin wird beſtimmt, daß Geſundheitsſtörungen, die
deutſche Militärperſonen oder andre unter die deutſchen Militär
verſorgungsgeſetze fallende Perſonen in feindlicher Kriegsgefangenſchaft
erleiden, dann als Dienſtbeſchädigung gelten, wenn ſie infolge von Ar
beiten, zu denen die bezeichneten Perſonen verwendet werden, oder durch
einen Unfall während der Verrichtung ſolcher Arbeiten eingetreten oder
wenn ſie durch die der Kriegsgefangenſchaft eigentümlichen Verhältniſſe
verurſacht oder verſchlimmert worden ſind. Feindliche Militär
perſonen oder ihnen gleichgeſtellte Perſonen, die in deutſcher Kriegs
gefangenſchaft eine Geſundheitsſtörung erleiden, erhalten, ſolange ſie ſich
in der Gewalt einer deutſchen Militärverwaltung befinden, ebenfalls
eine angemeſſene Fürſorge.

Jm einzelnen wird zur Verhütung einer Doppelfürſorge beſtimmt,
daß ein Anſpruch deutſcher Kriegsgefangener auf die Verſorgung inſoweit
wicht beſteht, als der feindliche Staat ihnen auf Grund der Dienſt
beſchädigung Fürſorge gewährt, ferner daß, wer von einer deutſchen
Militärverwaltung Verſorgungsgebührniſſe erhält, auf Verlangen der
Militärverwaltung verpflichtet iſt, dieſer in Höhe der gewährten Gebühr-
niſſe die Anſprüche abzutreten, die ihm wegen des durch die Dienſt-
beſchädigung verurſachten Schadens für die gleiche Zeit gegen Dritte
zuſtehen. Für die feindlichen Kriegsgefangenen, die von der deutſchen
Militärverwaltung an Unternehmen zur Beſchäftigung in ſonſt unfall-
verſicherungspflichtigen Betrieben überlaſſen werden, iſt das für die
Ueberlaſſung der Kriegsgefangenen zu entrichtende Entgelt bei der
Serechnung der Beiträge oder Prämien, die der Unternehmer an den
Träger der Unfallverſicherung zu zahlen hat, entſprechend zu berückſichtigen.

Von einer Ausdehnung der deutſchen Arbeitsverſicherung auf die
feindlichen Kriegsgefangenen ſelbſt konnte ſelbſtverſtändlich keine Rede
ſein ſie werden, ſolange ſie in deutſcher Gewalt ſind, durch die
deutſche Militärverwaltung angemeſſen verſorgt. Der S 4 der Ver
ordnung ſchränkt ſchließlich zivilrechtliche Entſchädigungsanſprüche feind-
licher Kriegsgefangener in Anlehnung an die Vorſchriften der Reichs
verſicherungsordnung über Unfallverſicherung ein.

Dras Geſetz hat rückwirkende Kraft bis zur Zeit des Kriegsbeginns,
mit Ausnahme der Beſtimmungen über die Heranziehung der Unternehmer
zu Beiträgen, wo es nur bis zum Beginn des Jahres 1917 zurückwirkt.

Halle, Dienstag den 10. Juli 1917.

Dieſe ganze Reglung ergab ſich aus der Notwendigkeit, daß in
manchen der feindlichen Staaten die dort feſtgehaltenen deutſchen Kriegs
gefangenen infolge der gegen ſie ausgeübten Behandlung zahlreichen
nnd erheblichen Geſundheitsſtörungen unterliegen ferner weil die Kriegs
gefangenen entſprechend völkerrechtlicher Vereinbarung in allen Staaten
als Arbeiter in landwirtſchaftlichen und induſtriellen Betrieben beſchäf-
tigt werden, und deshalb Betriebsunfällen ausgeſetzt ſind. Die aus
dieſen Verhältniſſen entſpringenden Rechtsfolgen waren bisher durch
beſondere geſetzliche Vorſchriften geregelt.

RNegeln für die Familienunterſtützung.
Um möglichſt volle Einheitlichkeit in der Durchführung des

Familienunterſtützungsgeſetzes zu gewährleiſten, hat der Reichs-
kanzler (Reichsamt des Jnnern) erneut in einem an die Bundes-
regierungen gerichteten Rundſchreiben zu verſchiedenen Fragen
auf dem Gebiet der Familienunterſtützung ausführlich Stellung
genommen. Für die breitere Oeffentlichkeit ſind insbeſondere
die folgenden Feſtſtellungen des Reichskanzlers von Jntereſſe:

Bei zeitweiliger Beurlaubung bis zu einem
Monat ſind die Familienunterſtützungen allgemein weiter
zuzahlen. Ueberſteigt der Urlaub 1 Monat, ſo iſt die Bedürftig-
keitsfrage zu prüfen, die zu verneinen iſt, wenn der Beurlaubte
geeignete Beſchäftigung zu übernehmen ablehnt. Bei Beurlau-
bungen bis zur Entlaſſung iſt die Weiterzahlung regel-
mäßig vom Vorliegen der Bedürftigkeit abhängig zu machen.
Die Halbmonatsrate, die nach der Entlaſſung als außerordent-
liche Unterſtützung gezahlt wird, und die Dreimonatsrate, die
nach S 9 der Verordnung vom 21. Januar 1916 bei Verwundung
und Krankheit neben die Militärverſorgungsgebührniſſe tritt,
ſind unabhängig von der Bedürftigkeit weiterzuzahlen. Das
gleiche gilt für die Weiterzahlung der Familienunterſtützungen
an die Hinterbliebenen auf die Dauer von 3 Monaten. Für die
uber dieſe Zeit hinaus gezahlten Familienunterſtützungen können
nur die Rentenabzüge in Anſpruch genommen werden, die den
Berechtigten für die Zeit zuſtehen, für die ſie bereits Fa-
milienunterſtützung gezahlt erhalten haben. Dagegen dürfen
laufende Renten nach dieſer Zeit für die gezahlten
Familienunterſtützungen nicht einbehalten werden. Die oben-
erwähnten Halbmonatsraten ſind bei jeder Entlaſſung zu zahlen,
bei wiederholter Entlaſſung alſo mehrfach.

Für die Unterſtützung nachgeborner Kinder, die an
einem andern Aufenthaltsort zur Welt gekommen ſind, hat der
Lieferungsverband einzutreten, der zur Unterſtützung der übrigen
Familien mitglieder des Heerespflichtigen verpflichtet iſt.

Auch nach dem Tode des Heeres pflichtigen kann
noch Antrag auf Gewährung der Familienunterſtützung für die
Zeit geſtellt werden, während der nach den Vorſchriften des Ge
ſetzes das Recht auf die Unterſtützung fortdauert.

Arbeitgeberbeihilfen können bei der Feftſtellung
der Bedürftigkeit billigerweiſe nicht ganz außer acht gelaſſen
werden. Grundſätzlich ſoll aber die Gewährung der Mindeſt-
ſätze nicht mit Rückſicht auf vorhandene Arbeitgeberbeihilfen ab-
gelehnt werden. Für Koſten der Fürſorgeerziehung
haben die Lieferungsverbände im Zuſammenhang mit der Fa-
milienunterſtützung nicht aufzukommen,
öffentlichen Mitteln beſtritten werden und nicht als Armenunter-
ſtützung anzuſehen ſind.

Zur per le itergng von Wildbret in kleineren
Mengen, namentlich auch durch die ſtädtiſche Bevölkerung, iſt S 5
Ziffer 3 der Ausführungsanweiſung vom 29. Juli 1907 zu S 43 der
Jagdordnung bis auf weiteres durch folgende Beſtimmung erſetzt
worden „Mit Ohrmarke verſehenes Elch, Rot, Dam und Rehwild
(S 2) darf in zerlegtem Zuſtand vertrieben werden, wenn Rücken,
Hals, Keulen und Blätter, bevor ſie das Kühlhaus verlaſſen, mit einer
Plombe gekennzeichnet werden. Sollten dieſe Teile nicht im ganzen
verſendet, zum Verkauf herumgetragen oder ausgeſtellt, feilgeboten,
verkauft oder angekauft werden, ſo iſt jedem von ihnen genommenen
Trennſtück eine den Ortsnamen und die Nummer der Ohrmarke in
Druck oder Tintenſtift enthaltende Bezeichnung betzufügen, die dem
Erwerber des betreffenden Trennſtücks mit auszuhändigen iſt.“

da dieſe Koſten aus

1. Jahrgang.
Macht Marmelade ein! Jede Hausfrau ſollte ſich an er

langbaren Früchten ſo viel wie möglich zur Marmeladebereitung
beizeiten ſichern, denn mit der Fettberforgung wird es aus ver
ſchiedenen Gründen im koinmenden Winter nicht weit her ſein.
Die Herſtellung iſt ja vom vorigen Sommer her noch allen ge
läufig. Zunächſt Marmelade von ſüßen ſchwarzen Kirſchen, die
am wenigſten Zucker erfordern. (Auf 1 Pfund 125 Gramm
Zucker.) Sehr gut läßt ſich die HKirſchmarmelade durch das gleiche
Gewicht Rhabarber verlängern, nur muß da der Zuckerzuſatz
entſprechend größer ſein. Ebenſo mit Stachelbeeren und Him-
beeren. Auch die Johannisbeere, rot, weiß oder
ſchwarz, eignet ſich ſehr zur Marmeoladebereitung mit Kirſchen,
Himbeeren und Stachelbeeren, und immer wieder zur Verlängce-
rung mit Rhabarber. Durch ihren ſtarken Gehalt an Peutin
gibt die Johannisbeere der Miſchmarmelade noch eine beſonders
ſchöne Bindung. Ohne Zucker kann ſehr guter Johannisbeerſaft
auf folgende Art bereitet werden: Man ſetzt die gewaſchenen
abgepflückten Beeren in einem Töpfertopf an und läßt ſie unter
fleißigem Rühren ſo lange auf dem Feuer, bis der Saft heraus-
tritt. Dann ſeiht man den abgeſchäumten Saft durch ein Tuch,
läßt ihn einige Stunden ſtehen, und füllt dann den klar abgeſtan-
denen Saft in ausgeglühte Flaſchen, die man ſofort zukorkt und
mit Gelatine luftdicht verſchließt. Der Saft hat eine ſchöne
Farbe; man ſüßt ihn erſt, wenn man ihn zu Soßen, roter Grütze
oder Limonade verbraucht.

ErzenugerHöchſtpreiſe für Heidelbeeren und Einlege
gurken. Die Preiskommiſſion für die Provinz Sachſen hat den Er
zeugerhöchſtpreis für Blau- (Heidel-) beeren auf 35 Pfennig für das
Pfund erhöht. Sie hat ferner für prima handelsübliche Einlege-
gurken für das Stück bis zum 14. Juli 10 Pfennig, vom, 15. bis
21. Juli 8 Pfennig, vom 22. bis 28. Juli 7 Pfennig, vom 29. Juli
bis 4. Auguſt 6 Pfennig, ſodann 5 Pfennig als Erzeugerhöchſtpreis
feſtgeſetzt. Es ſoll dabei das Schock rund 16 Pfund wiegen.

Ueber Arbeitsbücher für beurlaubte Schulkinder heißt es
in einem Miniſterialerlaß: Die Kriegsverhältniſſe haben es mit
ſich gebracht, daß ſchulpflichtige Kinder zwiſchen 13 und 14 Jah-
ren vor der eigentlichen Schulentlaſſung im Einverſtändnis mit
der Aufſichtsbehörde in größerer Anzahl vom Schulbeſuch be
urlaubt und damit vom Unterricht befreit worden ſind. Der
Zweck dieſer Maßnahme iſt in erſter Linie, bedürftigen Eltern
bei der allgemeinen Verteurung der Lebensverhältniſſe einen
einigermaßen entſprechenden Zuſchuß zum Unterhalt der Fa-
milie durch den Arbeitsverdienſt der Kinder zu verſchaffen. Um
mehrfach aufgetretenen Zweifeln zu begegnen, macht der Kultus-
miniſter darauf aufmertſam, daß die vom Schulunterricht o,.rd
nungsmäßigbefreiten Kinder, die nur noch an der Ent-
laſſungsprüfung teilzunehmen haben, im Sinne der Gewerbe
ordnung als nicht mehr zum Befiich der Volksſchule verpflichtet
angeſehen werden können. Es dürfen ihnen daher Arbeitsbücher
ausgeſtellt werden.

Der Einheitsſtiefel in Sicht! Wie aus den Verhand
lungen des Verbandes deutſcher Schuhwarenhändler hervorgeht, muß
ſich das Publikum bald mit der Einführung des Einheitsſtiefels ver
traut machen. Die Dinge liegen zurzeit ſo, daß von den 300 bis
400 deutſchen Schuhwarenfabrikanten nur noch 10 Prozent Leder und
90 Prozent Erſatzſtoffe verarbeitet werden. Derbe Wirkwarenſtoffe
und die Holzſohle werden alſo die Beſtandteile des Zukurftsſtiefels
ſein, mit deſſen Einführung ſchon für die nächſte Zeit zu rechnen iſt.

Kriegsteurungszulagen ſind nicht pfändbar. Bei der
gegenwärtigen Preisſteigerung auf faſt allen Gebieten, beſonders
der Nahrungsmittel und Gegenſtände des täglichen Bedarfs, haben
ſich die verſchiedenſten Arbeitgeber zu einer Teurungszulage an
ihre Arbeiter entſchließen müſſen. Richtigerweiſe ſind dieſe Zu
lagen nicht als eine, Erhöhung des Gehalts, ſondern als eine
Art Ausgleich gegenüber den ſteigenden Preiſen anzuſehen; ſie
ſind deshalb bei der. Beurteilung der Frage der. Pfändbarkeit
des Einkommens dem Arbeitslohn nicht zuzuzählen. Dieſen
Standpunkt hat kürzlich das Oberlandesgericht Köln mit der
folgenden Begründung eingenommen

Die von der Stadt Köln ihren Arbeitern gewährte Teu-
rungszulage beruht auf der Erwägung, daß die Koſten der wich-
tigſten Nahrungsmittel und Gebrauchsgüter im Laufe des letzten
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Rotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Eingige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.
(13. Fo rtſetzung.) Nachdrugc verboten

Die Hütten tauchten auf, eine nach der andern, mit leich-
tem Rauchgekräuſel überweht, zwiſchen ihren herrlichen
Ulmen, die das zur Rüſte gehende Jahr mit Purpur über-
ſprenkelten.

Mit einem Schlag erwachte das Leben, überall gab es
Bewegung. Jn den Bienenſtöcken ſummte es. Jn den
Ställen der Gehöfte wurde es lebendig. Auf dem Eſtrich
der Küchen klapperten die Holzſchuhe. Geſumm von Stim-
men erfüllte die erwachenden Katen.

Dann öffneten ſich weit die Tore und ließen die ge
ſcheckten Herden hinaus auf das zarte Grün der friſch-
gemähten Wieſen. Auf allen Wegen knarrten die Achſen.
Munteres Peitſchengeknall, durch das Echo weitergetragen,
durchſchnitt die lichte, linde Luft.

Der große Heuwagen vom Valk-Hof ſtand ſchon ſeit
Tagen draußen, die beiden rechtſeitigen Räder ſtaken in
dem Graben, längs der Hecke zwiſchen der Lehmſcheune des
Gehöfts und der Werkſtatt Aryn Klips.

Auf ihren kurzen Plattfüßen watſchelnd, ſchnatterten
ſchillernde Enten. Mit kurzen Schnabelſtößen warfen die
Hühner trocknen Pferdemiſt auseinander und pickten nach
einem Korn. Auf Samtpfötchen ſchlich eine fuchsrote Katze
vorbei und ſtahl ſich durch ihr Schlupfloch in die Scheune.
Unm ſieben Uhr drang ein munteres Holzſchuhklappen,

wie das Geklapper von Kaſtagnetten, in den Morgen hinein.
Mit fröhlichem Gelächter kamen alle Knirpſe von Coin-des-
Tiſſerants, mit geſunden Zähnen in ihr Brot beißend, aus
den ſonnenbeſtrahlten Katen zum Vorſchein und über-
ſchwemmten die Straße. Der verlaſſene Wagen war ihr
Sammelplatz. Und ſie rannten, um von der Deichſel und
jedem freien Platz Beſitz zu nehmen. Die Schnellſten ſtürm-
ten vorauf. Die Langſamern zogen an der Hand ſtrubbel-
köpfige, ſtolpernde kleine Mädchen hinter ſich her, deren rote
Pausbacken mit Mus beſchmiert waren. Jetzt war die Land
ſchaft voll der unſchuldigen Freude dieſes zerlumpten

auf den ſtaubigen Brettern des Wagens herum. Eine
Reitergeſellſchaft machte die geduldige Deichſel ſeufzen. Die
eiſernen Ketten klirrten. Ein Rundtanz ſchloß ſich an.

Jn dieſem Augenblick drehte ſich einer der Flügel von
Aryn Klips Haustür kreiſchend in den Angeln. Mit kauenden
Kinnbacken erſchien der ſchöne, liſtige Kopf des Wilderers.
Er bückte ſeinen hageren Körper, hob den eiſernen Pflock, der
den andern Flügel ſchloß, und warf ihn mit einem harten
Stoß gegen die Mauer zurück.

„Hüh! Duc, Marie!“
Die krächzende Stimme von Souhe Flohil erſchallte in

dem klaren Morgen. Mit gewichtigen Tritten, die Köpfe
wiegend, machten ſich die mit ſchwarzem Lederzeug ge-
ſchirrten Kühe auf den Weg. Gleichzeitig ſetzte ſich hinter
ihnen der Wagen in Bewegung, holperte über eine Boden-
ſenkung und wandte ſich nach links. Der Mann, in einer
Velourweſte, die Mütze auf, rauchte, auf einer der Wagen-
leitern ſitzend, ſeine Tonpfeife. Mit der Peitſchenſchmitze be-
rührte er den am Beckenknochen eingeſunkenen Rücken. Die
Tiere zogen an. Der Wagen ſchickte ſich an, über Steinge-
röll zu holpern.

„Heißa! Heißa!“ſchrien die Knirpſe und klatſchten in die
Hände. Lärmende Rufe übertönten für einen Augenblick das
laute Knirſchen der Räder. Aryn lächelte und zog ſich zu-
rück.

„Fahr zu, Souhe! Souhe, Souhe!“ ſchrien die Kinder
mit ihren durchdringenden Stimmen.

Die Kühe fuhren an der Wieſe von Valk entlang.
Jn Träumereien verloren, antwortete Souhe nicht.

Er dachte an Hilla.
Das Bild dieſes Weibes ließ ihn nicht mehr los. Geſtern

hatte er geglaubt, daß ein Saufgelage ſie ihm us dem Kopfe
bringen würde. Sie hatte ſich dadurch nur um ſo gieriger
in ihn eingefreſſen.

Nachdem er ſie verlaſſen, hatte er ſich bis Mitternacht
in den Kneipen von La Houppe herumgetrieben und hinter-
einanderweg Krug auf Krug des ſauren Bieres geleert.
Der ſchwere Gärſtoff der Getränke hatte ihn ſtumpfſinnig
gemacht. Jm Vertrauen auf ſeine Kraft hatte er gewettet,

verſchiedene Heldentaten zu vollbringen; irgend jemand hatte
ſeinen Sieg angefochten, er hatte es unterlaſſen, ſich mit
ſeinem Widerſacher beim Kragen zu packen unter den Augen
der Gendarmen, die am Tiſche ſaßen, ihre Karabiner zwi
ſchen den Schenkeln. Die Kneipen wurden dann allmäh-
lich geſchloſſen, taumelnd hatte er ſich auf den Heimweg
gemacht. Und auf dem kleinen Marktplatz von Opbrakel
hatte ihn, als er ſich des Tölpels erinnerte,
der ihn gefoppt hatte, plötzlich eine tolle Wut
ergriffen. Er hatte die geſchloſſenen Läden der
Material- und Kurzwarenhndlung von Monck Pattets faſt
entzweigehauen.

Warum war fie über ſeine Sinne gekommen, wie eine
Luſt und eine Pein zugleich? Noch nie hatte er dieſe
Raſerei des Begehrens, dieſe Ausdauer von Liebesbeſeſſen
heit gekannt. Weiber genug waren durch ſein Leben ge-
gangen. Er ſuchte ſich ihrer zu erinnern, vermochte es
nicht. Die Züge derjenigen, die er am liebſten gehabt hatte,
ſchwanden aus ſeinem Gedächtnis vor dem ſtrahlenden
Leuchten von Hillas Augen, wie erlöſchende Sterne beim
Nahen des Tages.

„O, ich liebe ſie, ich liebe ſie!“
Und er wiederholte auch ihren Namen:

„Hilla! Hilla!“Er fand in dieſen beiden Silben eine ſeltſame und
aufregende Melodie. Er ließ nicht ab, ſie immer wieder vor
ſich hinzuſprechen. Sie bebten auf ſeinen Lippen ſüß wie

ein Kuß. eDie harten Stöße des Wagens dröhnten in ſeinem
glühenden. Schädel. Leiſe, mit einer Art von Scham
ſagte er vor ſich hin: e„Jch bin behert.“

Er brauchte nicht erſt die Augen zu ſchließen, um ſie vor
ſich zu ſehen, ſich in den Hüften wiegend wie im Saal zum
„Luſtigen Aufenthalt“. Unwillkürlich hob er die Arme, um
das betörende Gebilde zu umſchlingen, das ihn umgaufelte,
ihn aufreizte mit ſeinem herausfordernden Lachen, mit
ſeninem flammenden Aeugeln, mit dem roten Aufblü
ſeines Mundes voll von tötender Liebe.

(Fortſetzung folgt.)



Kriegsjahres eine außerordentliche Steigerung erfahren haben,
und daß deshalb den Arbeitern eine den gegenwärtigen Ver
hältniſſen entſprechende Lohnzulage zur Beſtreitung der unent-
behrlichen Unterhaltskoſten gewährt werden ſollte. Dieſer Zweck
würde aber vereitelt werden, wenn die Teurungszulage ganz
oder zum Teil den Gläubigern der Bedienſteten zwecks Pfän-
dung wegen ihrer Forderungen zur Verfügung ſtehen ſollte. Der
ſich daraus ergebenden Nichtpfändbarkeit der Teurungszulage
jann auch nicht mit dem Einwand entgegengetreten werden, daß
durch die Bundesratsverordnung vom 17. Mai 1915 der Unpfänd-
barkeit des Dienſtlohnes eine Höchſtgrenze habe gezogen werden
ſollen, ſo daß über 2000 Mark hinaus die Gläubiger einen ge
ſetzlich gewährleiſteten Schutz in ihrem berechtigten Intereſſe
an der Befriedigung für ihre Forderungen genießen ſollten. Dies
tann nur inſoweit als richtig zugeſtanden werden, als eine wirk
liche Erhöhung der Arbeitsvergütung im Sinne
eines angemeſſenen Entgelts für geleiſtete Dienſte jene Auffaſ
ſung rechtfertigen würde. Um eine Erhöhung des Arbeitslohnes
handelt es ſich indeſſen im vorliegendem Falle keineswegs; viel
mehr iſt die Teurungszulage lediglich zu beurteilen als eine
außerordentliche und zeitweilige Zuwendung.
e VDeue Straße. Die neue Straße von der Hindenburgbrücke
bis W Diemitzer Grenze hat die Bezeichnung Berliner Straße
erhalten.

F Unfall. Ein Schulmädchen wurde in der Talamtſtraße von
einen Radfahrer umgefahren. Es erlitt blutende Verletzungen am
Kopf und linken Knic. Nach Angabe von Zeugen ſoll das Mädchen
veim Ueberſchreiten des Fahrdamms unmittelbar gegen das Rad ge
laufen ſein.

Plötzlicher Tod. Jn einer hieſigen Badeanſtalt ertrank ein
Soldat. Die Urſache des Todes iſt mit Beſtimmtheit noch nicht feſt
jeſtellt. Eine hier wohnhafte Witwe erlitt auf dem Perſonenbahnhof
einen Schlaganfall, dem ſie erlag. Die Leiche wurde nach dem Süd
friedhof geſchafft.

Exploſion. Auf dem Rangierbahnhof explodierte ein dort
ſtehender größerer Ballon mit Säure. Es wurde niemand verletzt.

Zertrümmert. Durch Werfen mit einer Glaskugel durch
einen 1Ijährigen Schüler wurde in der Geiſtſtraße eine Schaufenſter
ſcheibe im Werte von etwa 500 Mark zertrümmert, ſo daß ſie durch
eine neue erſetzt werden mußte.

Aufgegriffen. In der Mansfelder Straße wurde ein ruſſiſcher,
in der Leipziger Straße ein franzöſiſcher Kriegsgefangener aufgegriffen,
die ſich beide von ihrer Arbeitsſtelle entfernt hatten.

Einbruchsdiebſtahl. Während der Nacht zum Sonntag
wurde in die Backſtube einer in der Wittekindſtraße gelegenen Bäckerei
eingebrochen und für ungefähr 15 Mark Mehl und Backwaren geſtohlen.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Südfruchtmarmelade: Jede Perſon 14 Pfund auf Marke 65 des

Warenbezugsſcheins Nr. 7, das Pfund 1 Mark.
Heringe: Mittwoch vormittag von 8 bis 12 Uhr Nr. 21001 bis

26500, nachmittag 2 bis 6 Uhr 26501--35000 des neuen
Lebensmittelſcheins, jede Perſon 110 Gramm für 30 Pfg.
Verkauf in der Talamtſchule.

StadtverordnetenVerſammlung Halle.
Sitzung vom H. Juli.

Der Stadtverordnetenvorſteher widmete zu
nächſt dem kürzlich verſtorbenen Ehrenbürger der Stadt Halle
Albert Roth herzliche Worte des Nachrufs und gab ſodann
verſchiedene Eingänge bekannt.

Zwei Stiftungen für die Kriegshinterblie-
henenfürſorge, und zwar 10000 Mark der Aktiengeſell-
ſchaft Gottfried Lindner in Ammendorf ſowie 3000 Mark des
Herrn Hermann Schwab, wurden dankend angenommen.

Erhöhung der Preiſe im Stadtbad.
Der Magiſtrat hat im Einverſtändnis mit der Stadtbad-

deputation beſchloſſen, mit Rückſicht auf die hohen Materialpreiſe
und die Bäderpreiserhöhung uſw. andrer kommunaler Bade-
anſtalten die Bäderpreiſe uſw. wie folgt feſtzuſetzen:

Schwimmbad: jetzt Vorſchlag
Mark Mark

Einzelkarte für Erwachſene 0,40 0,50
Kinder 25 0,30Zehnerkarte für Erwachſene 3,00 4,00
Kinder 25 2,00Vierteljahrskarte für Erwachſene 9,00 10,00

Kinder 4,50 5,00Halbjahrskarte für Erwachſene 16,00 18,00
Kinder 900 9,00

Das Volksbad ſoll während des Krieges aufgehoben werden und
nach dem Kriege 0,20 Mark die Karte koſten.

Wannenbad: jetzt VorſchlagMark Mark
Einzelkarte 7 7 7 7 7 7 0 0,50 0,60
Zehnerkarte 4,50 5,00Volksbäder:
Wannenbad, Einzelkarte 0,25 0,30
Brauſebad, Einzelkarte 0,10 0,15

Wäſcheverleihung:
I großes Badetuch 0,10 0,201 Handtuch e 7 7 7 7 0,05 0,10

05 0,101 Badehoſe

1 Damenanzug 9,10 0,21 Badehaube zum Verkauf 0,10 z. Verl.0,10
Alle andern Preiſe ſollen weiter fortbeſtehen.

Stadtverordneter Prof. Finger wandte ſich aus hygieni-
ſchen Bedenken gegen dieſe Vorlage, im beſondern gegen die Auf-
hebung des Volksbads. Demgegenüber wies Stadtrat Gygas
auf zwei ausſchlaggebende Gründe hin, die dafür ſprechen:

daß der Bauetat des Stadtbads um 76 000 Mark überſchritten
worden ſei; 2. bei der Bewilligung des Bades der Grundſatz feſt
gelegt worden wäre, den Privatbädern keine Konkurrenz zu
machen. Genoſſe Em mer ſprach gegen die Vorlage. Durch die
Erhöhung der Bäderpreiſe würde nicht viel einkommen, wohl
aber ohne ſie, da der Beſuch ſtändig geſtiegen ſei. Außerdem be
käme der Reiche bei den neuen Preiſen, da er ſich eine Halb
jahrskarte für 18 Mark leiſten könnte, das Bad ſchon für 854
Pfennig mehr, während der Arme ohne eine ſolche Karte 10 Pfg.
mehr bezahlen müßte. Er beantragte deshalb, nur die Erhöhung
der Wäſchepreiſe anzunehmen, da hieran nichts verdient würde,
alles übrige aber abzulehnen, insbeſondere wieder das Volksbad
einzuführen. Das izit käme übrigens auch nur von den
römiſch-iriſchen Bädern her, bei denen ein hoher Zuſchuß geleiſtet
werden müßte. Jn der weitern Debatte hob Stadtverordneter
Oſterburg hervor, daß das Stadtbad in erſter Linie dazu be
ſtimmt wäre, die geſundheitlichen Verhältniſſe zu beſſern; das ſei
auch bisher erreicht worden; wenn aber die Bäderpreiſe erhöht
würden, müßte ſich das wieder verſchlechtern. Es ſei doch hierbei
nicht ſo wie beim Parkbad, wo nur eine hohe Dividende heraus-
geholt werden ſolle. Weiterhin verwies er darauf, daß an das
Stadttheater viel höhere Zuſchüſſe (200 000 Mark) geleiſtet werdenmüſſen, trotzdem dieſes Jnſtitut vornehmlich für Vie Reichen in

Frage käme. Der Stadtverordnete Günther meinte, wenn
beim Beſchluß über die Eprichtung des Stadtbads bekannt hätte
ſein tönnen, daß ein ſo hoher Zuſchuß geleiſtet werden müßte, ſo

wäre er jedenfalls nicht durchgegangen. Er trat für die Vorlage
ein, ebenſo Stadtverordneter Kühne, wenn auch dieſer mit der
Einſchränkung, daß das Volksbad belaſſen bleiben ſolle, da es
Krankheiten verhüte, die der Stadt ſonſt auf der andern Seite
wieder Geld koſten würden. Bemerkenswert war ſonſt noch an
ſeinen Ausführungen, daß er meinte, bis in die unterſten Volks-
ſtufen hinein würde ſo viel Geld verdient, daß die vorgeſchlagenen
Erhöhungen bezahlt werden könnten.

Nach weitern Auseinanderſetzungen vornehmlich zwiſchen
Herrn Stadtverordneten Finger und Stadtrat Gyg ar wurde
die Vorlage gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und Un
abhängigen angenommen, mit Ausnahme der Beſtimmung
über den vorläufigen Wegfall des Volksbads, die mit 20 gegen
17 Stimmen fiel.

Kleinere Vorlagen.
Die Mehrkoſten von 7875 Mark bei der Erneurung der

Keſſelanlage in der Neumarktſchule wurden be-
willigt, dem Kaufmann Richard Hoffſchmidt wurden drei Bau-
ſtellen an der Barbaraſtraße verkauft (1866 Quadratmeter)
und den Reinmachefrauen der ſtädtiſchen Gebäude folgende Teu-
rungszulagen gewährt: bei einer Beſchäftigungsdauer bis
2 Stunden 6 Mark monatlich, bei mehr 12 Mark, ab 1. Juli, was
bei ſechsmonatiger Dauer 7000 Mark Koſten verurſacht. Weier-
hin bewilligte man Etatsüberſchreitungen von 15003
Mark beim Schlacht ſowie von 16 983 Mark beim Vicehhof für
1915, gewährte der Witwe des im Felde gefallenen Straßenbahn-
wagenführers Enke eine Unterſtützung von 150 Mark jähr-
lich, nahm die Nach weiſung über die Verwaltungskoſten der
Sparkaſſe im Rechnungsjahr 1916 zur Kenntnis, ließ dem Gon-
delbeſitzerverein wiederum den Micetzins für den Uferſtreifen
an der Peißnitz in Höhe von 46,50 Mark nach, beſchloß, mit dem
Badeanſtaltsbeſitzer Franke wegen einer Beſchädigung ſeines
Grundſtücks Weingärten 6, die infolge der Errichtung des dor-
tigen Spielplatzes entſtanden iſt, zu verhandeln, und genehmigte
ſchließlich noch das Geſuch des Mauermeiſters Hammer um Be
freiung von Straßenfreilegungskoſten,

Hierauf fand eine vertrauliche Sitzung ſtatt.

Aus der Provinz.
Neuer Erlaß gegen die Wohnungsnot.

Man muß es der Militärbehörde laſſen, daß ſie konſequent
iſt und nicht in Halbheiten ſteckenbleibt, wie ſo manche Zivil-
behörde.

Jetzt hat der ſtellvertretende Kommandierende General
ſeinem erſten Erlaß gegen die zwangsweiſe Ausmietung einen
zweiten folgen laſſen, der das grundloſe Kündigen unterſagt,
jede Mietpreiserhöhung verbietet und zwangsweiſe Kündigungs-
ämter einſetzt. Der Erlaß lautet:

S 1. Der Vermieter oder Untervermieter von Wohn und
Schlafräumen jeder Art darf nur dann das Mietverhältnis auf
kündigen oder den Mietzins erhöhen, wenn er dem
Mieter zugleich die ſchriftliche Zuſtimmungserklärung des Kün-
digungsamtes beibringt, daß die beabſichtigte Maßnahme
unter Berückſichtigung des berechtigten Jntereſſes beider Ver-
tragsteile nicht unbillig erſcheint. Das Kündigungsamt darf die
Zuſtimmung der Kündigung nicht verſagen, wenn die Räumung
der Wohnung auf Grund einer behördlichen Anordnung erfolgen
ſoll. Verlangt die behördliche Anordnung nur die Räumung der
Wohnung durch einen oder einige von mehreren Mietern, ſo hat
der Vermieter bei dem Geſuch um Zuſtimmungserklärung dem
Kündigungsamt den Mieter namentlich zu bezeichnen, dem unter
Berufung auf die behördliche Anordnung gekündigt werden ſoll.

S 2. Eine dem Verbot zuwider erfolgte Kündigung oder Er-
höhung des Mietzinſes iſt nicht ig. 134 des Bürgerlichen
Geſetzbuchs.)

S 3. Zuwiderhandlungen werden außerdem, wenn die be-
ſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit
Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind mil-
dernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe
bis zu 1500 Mark erkannt werden.

S 4. Jn Städten mit über 1000 Einwohnern wird die
Zuſtändigkeit des Kündigungsamts wahrgenommen von dem
beſtehenden Mieteinigungsamt; vo ein ſolches nicht be-
ſteht, wird es gebildet aus einem Mitglied des Magiſtrats, welches
dieſer ernennt, als Vorſitzenden, und je einem Vertreter der
Hausbeſitzer und Mieter, welche von den Stadtverordneten zu
wählen ſind. Für jedes Mitglied muß ein Stellvertreter beſtellt
werden. Für die übrigen Teile des Kreiſes nimmt die Kriegs-
wirtſchaftsſtelle die Befugniſſe des Kündigungsamts wahr.

F 5. Die Bekanntmachung tritt am 12. Juli 1917 in Kraft,
und zwar zunächſt

a) im Kreiſe Merſeburg für die Stadt Merſeburg und
für die Landgemeinde Venenien und Meuſchau,

b) im Kreiſe Bitterfeld für die Städte Bitterfeld und
Gräfenhainichen ſowie für die Landgemeinden Niemegk, Holz-
weißig, Petersroda, Roitzſch, Zſcherndorf, Ramſin, Renneritz,
Sandersdorf, Thalheim, Wolfen, Greppin, Friedersdorf, Mul-
denſtein, Mühlbeck, Pouch, Großmöhlau, Golpa und Zſchornewitz
ſowie für den Gutsbezirk Greppin,

c) im Kreiſe Wittenberg für die Stadt Wittenberg
und die Amtsbezirke Kleinwittenberg und Straach.

Der Streit um die Anfallrente.
Vor dem Oberverſicherungsamt in Magdeburg klagte am

6. Juli der Arbeiter Auguſt B. aus Groß-Ottersleben
wider die Nahrungsmittelberufsgenoſſenſchaft um Bewilligung
einer Unfallrente. Der Verletzte hatte ſich in der Nacht
vom 2. zum 3. Oktober in der Zichoriendarre am Schippenſtiel
eine Waſſerblaſe aufgeriſſen. Dadurch iſt wahrſcheinlich eine Jn-
fektion erfolgt. Nach wenigen Stunden war die Hand dermaßen
ſchlimm, daß B. den Arzt aufſuchen mußte. Nach einigen Tagen
wurde er in die Pfeifferſche Anſtalt überwieſen, hier wurde eine
Operation vorge nommen. Die Folgen davon waren, daß die
rechte Hand faſt unbrauchbar geworden iſt. Ein von dem behan-
delnden Arzt erſtattetes Gutachten ſtellte feſt, daß bereits eine
vorgeſchrittene Zellgewebsentzündung am 3. Oktober vorhanden ge-
weſen war und Dr. R., Oberargzt von den Pfeifferſchen Anſtalten,
äußerte ſich dahin, daß es bei ihm keinem Zweifel unterliege,
daß es ſich hier um einen Bektriebsunfall bandelt. Derſelben Auf-
faſſung iſt auch der behandelnde Arzt Dr. P. Der Geſchäfts
führer der Brauerei- und Mälzerei-Berufsgenoſſenſchaft, der die
Nahrungsmittel-Berufsgenoſſenſchaft vor dem Oberverſicherungs-
amt vertrat, verſuchte nachzuweiſen, daß hier nicht ein Unfall,
ſondern höchſtens eine Gewerbekrankheit vorliege. Die Zell-
gewebsentzündung ſei bereits vorgeſchritten geweſen, ſie kann
alſo am 3. Oktober nicht verurſacht worden ſein. Demgegenüber
wies der Vertreter des Klägers, Arbeiterſekretär K., darauf hin,
daß ein Betriebsunfall ſchon in dem Aufreißen der Blaſe zu ſehen

ſei, anderſeits aber auch in der Jnfektion, die bei der Arbeit ein
treten iſt. Der Vertrauensarzt des Oberverſicherungsamtz

tellte ſich mit Dr. R. auf den, Standpunkt, daß eine Zellgewebs-
entzündung am 83. Oktober bereits beſtanden habe und daß die
Jnfizierung derſelben bereits erfolgt war. Der Vorgang in der
Nacht vom 2. zum 3. Oktober hätte eine weſentliche Ver.
ſchlimmerung des bereits krankhaften Zuſtandes herbeige-
führt und dadurch ſei der Betriebsunfall bedingt. Nach eingehen-
der Beratung entſchied das Oberverſicherungsamt dahin, die Be
rufsgenoſſenſchaft wird verurteilt, dem Kläger die Unfallrente
zu gewähren. Zur Feſtſtellung derſelben wird die Sache an
die Berufsgenoſſenſchaft zurückverwieſen. Bis zur Feſtſtellung
hat die Berufsgenoſſenſchaft dem Kläger monatlich 20 Mark vor-
ſchußweiſe zu gewähren.

Liebenwerda. Ueberfall. Als an einem Abend voriger
Woche der Wirtſchaftsbeſitzer Ruhland aus Schweinfurt das
Gehölz am Prieſchka-Oſchätzchener Weg paſſierte, ſprang ein fremder
Mann aus dem Walde, riß Ruhland vom Rade und ſtach mit einem
großen Meſſer auf ihn ein, ſo daß der Verletzte blutüberſtrömt zuſammen
brach und ſchwerverletzt daniederliegt. Der Täter (etwa 1,70 Meter
groß 25 bis 30 Jahre alt, mit kurzem grauem Jacket tund grauer Sch irm-
mütze) bemächtigte ſich hierauf des Rades (Marke „Aegir“ Nr. 77146
normnale Lenkſtange, ſchwarzer Rahmenbau) und ſuchte das Weite. Am
Tatorte fand man das Meſſer mit einem dreieckigen Ring und etwa

Meter langer Schnur, ſowie einen großen grauen vierlöchrigen
SteinnußPatentknopf von 3 Zentimeter Durchmeſſer. Man vermutet
in dem Täter einen entſprungenen ruſſiſchen Gefangenen.

Wittenberg. Zum Barfußgehen fordert der Magiſtra
in folgender, etwas merkwürdiger Bekanntmachung auf: Die letzten Be
ſtandserhebungen über unſre fertigen Schuhwaren haben ein erſchreckeud
niedriges Ergebnis gezeigt. Was wir an Leder im Lande erzeugen,
iſt in erſter Linie notwendig für unſre Truppen im Felde. Wir in der
Heimat dürfen den unentbehrlichen Bedarf unſrer Angehörigen im Felde
nicht ſchmälern. Wir können und müſſen uns einſchränken. Wir dürfen
in den jetzigen heißen Monaten unſer Schuhwerk nicht ausnutzen. Wir
müſſen es für den Winter aufſparen, um nicht in der kalten und feuchten
Jahreszeit gezwungen zu ſein, ohne Lederſchuhwerk zu gehen. Es wird
der Bevölkerung dringend ans Herz gelegt, in dieſer ernſten Zeit alle
Vorurteile in der Kleiderfrage zu überwinden und in der warmen
Jahreszeit möglichſt barfuß oder barfuß in Holzſandalen auszugehen.
Unſre Angehörigen laſſen draußen für uns ihr Leben. Zeigen wir uns durch
dieſe ſelbſtverſtändliche Einſchränkung wenigſtens ihrer großen Opfer
würdig! Das deutſche Volk läuft barfuß, aber es hält durch.

Ermittelte Diebe. Durch den herbeigerufenen Kreis
polizeihund aus Pieſteritz wurde zur Ermittlung des Diebes, der ſich
in der Nacht zum Freitag nach Beſeitigung eines Drahtzauns in das
Grundſtück Bahnſtraße 5 eingeſchlichen, einen Stall erbrochen und
3 wertvolle Kaninchen geſtohlen hatte, eine Spur nach der Schulſtraße 22
in Friedrichſtadt befindlichen Wohnung der Witwe Fiſcher verfolgt.
Nachdem dort die weiteren Nachforſchungen eingeſetzt hatten, wurden

unter altem Gerümpel 2 geſchlachtete Kaninchen gefunden und als Dieb
der Sprengſtoffarbeiter Paul Schwadke feſtgenommen. Als die Diebin,
die vor einiger Zeit bei dem Schuhmachermeiſter Koß in der Kupfer-
ſtraße ein Paar neue Schuhe im Werte von 12 Mark ſtahl, iſt jetzt
von der Polizei die Sprengſtoffarbeiterin Frieda Mehlhorn ermittelt
und feſtgenommen worden.

Früchtediebſtähle. Beim Felddiebſtahl, wobei ſie in der
Annahme, daß es Kohlrüben ſeien, Runkelrüben erwiſchten, wurden in
der Nacht zum Sonntag auf einem Felde am Poetenweg zwei Spreng-
ſtoffarbeiterinnen abgefaßt und der Polizei zugeführt. Beim Stehlen
von Obſt wurde am Sonnabend in einem Garten an der Deſſauer
Straße 30 ein Arbeiter abgefaßt und ihm noch etwa 5 Pfund Kirſchen
abgenommen.

Kleine Chronik.
Ein Dampfer untergegangen.

Bei ſtarkem Seegang iſt öſtlich der Greifswalder Boje der
tettiner Frachtdampfer „Pommerania“ der Firma Stenzel
o l ke untergegangen. Drei Mann ſind ertrunken

Geſteinsbruch in einer Zeche.
Auf der Zeche Shamrock bei Eſſen erfolgte ein Geſteins-

einbruch. Drei Bergleute wurden erſchlagen.

Antkihe Velnntwochangen.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, T den 10.,
Mittwoch den 11. und Donnerstag den 12. Juli 1917 bei
den von ihnen gewählten Großfirmen die in dieſer Woche zum Verkauf
gelangende Hafergrütze abzuholen.

Bekanntmachung über Reglung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 9. Juli 1917. Der Magiſtrat.
Verbrauchsmenge ansSchlachtviehfleiſch 400 Gramm.

Die Verbrauchsmenge an Schlachtviehfleiſch, die in der Woche vom
9. bis 15. Juli d. J. bei den Fleiſchern auf Grund der Reiche-
fleiſchkarte entnommen werden darf, wird auf

150 Gramm
feſtgeſetzt. Von den für dieſe Woche geltenden Fleiſchmarken dürfen von
der Vollkarte nur die mit den Buchſtaben 1 A bis 1 P bezeichneten
6 Abſchnitte, von der Kinderkarte die mit den Buchſtaben 1 A bis 10
bezeichneten 3 Abſchnitte zum Bezug von Schlachtviehfleiſch bei den
Fleiſchern oder zur Entnahme von Fleiſchgerichten aus Schlachtviehfleiſch
in den Gaſt, Schank und Speiſewirtſchaften uſw. verwendet werden.
Auf jede dieſer 6 bzw. 3 Fleiſchmarken dürfen 25 Gramm Schlachtvieh
fleiſch mit eingewachſenen Knochen oder 20 Gramm vhne Knochen,
Schinken, Dauerwurſt, Zunge, Speck oder Rohfett entnommen werden.
Die letzten Fleiſchmarken 1 G bis 1 K berechtigen nicht zum Bezug
von Schlachtviehfleiſch bei den Fleiſchern oder zur Entnahme von
Fleiſchgerichten aus Schlachtviehfleiſch in den Gaſtwirtſchaften u. dergl.
Die Menge der Fleiſchwaren, die auf Grund der ſtädtiſchen Zuſatz
Fleiſchkarten bei den Fleiſchern entnommen werden darf, beträgt

250 Gramm.
Jeder Abſchnitt der Zuſatz Fleiſchkarte berechtigt zum Bezug von
125 Gramm Fleiſchwaren.

Halle, den 7. Juli 1917.
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Der Magiſtrat.
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Back Vittekinci.
Mittwoch den 11. Juli 3793Militär Konzert

ausgeführt von der Kapelle des 13. Landſt.Jnf.GErſatzbataill. (IV/31).
Kapellmeiſter W öning.LeitungEintrittspreis 35 Vfenniz. auerkarten ſind gültig.
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